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AA, 63. Aus dem deutschen Reichs- u. Preuß.

Staats-Anzciger.

In neuester Zeit wird von verschiedenen Seiten da¬
rüber Klage geführt, daß ein Mangel an Kupfer-

Scheide m ü nze empfindlich sich bemerkbar mache. Diese

Klagen müssen befremden, wenn man sich vergegenwärtigt,
wie bedeutende Beträge von Kupfermünzen sich im Umlaufe

befinden. In den preußischen Münzstätten sind von 1857
nach dem Inkrafttreten des Wiener Münzvertrages vom

24. Januar 1857 bis inkl. 1871 in Kupfermünzen
947,340 Thlr. ausgeprägt und dagegen nur 99,165

Thlr. eingezogen worden, so daß der sehr ansehnliche

Betrag an Kupfermünze, welcher sich zu der gedachten

Zeit im Jahre 1857 bereits in Umlauf befand,'bis zum
Schlüsse des Jahres 187 l sich noch um 848.235 Thlr.
vermehrt hat. Außerdem sind in den beiden letzten

Jahren 9 872 und >873 in den genannten Münzstätten
weitere 72 214 Thlr. in Kupfermünzen ausgeprägt und

von ihnen in Umlauf gesetzt worden, während Ein¬

ziehungen von diesen Münzsorten in den letzten beiden

Jahren nicht stattgefunden haben; namentlich ist auch
mit der nach dem Reicbs - Münzgesetze am 9. Juli v.

I. demnächst vorzunehmenden Einziehung der 4- und 2-
Pfennigstücke seither noch nicht, wie vielfach irrig ange¬

nommen wird, begonnen worden. Seit dem Jahre 1857

übersteigt demnach der Betrag der neu in Cirkulation

gesetzten Kupfermünzen den Betrag der aus derselben

zurückgezogenen Münzen um 920,449 Thlr., und wenn

auch ein vielleicht nicht unbeträchtlicher Theil dieser kleinen

Münzen verloren gegangen sein mag, so ist es doch nicht
wohl erklärlich, daß der noch im Umlaufe befindliche,

sehr erhebliche Betrag an Kupfermünze in der That nicht

ausreichen sollte, die wirklichen Bedürfnisse des kleinen

Verkehrs zu befriedigen: es scheint vielmehr, als ob die

Furcht vor einem Mangel an solcher Münze Manchen

bestimmte, von derselben größere Beträge zurückzuhalten,

als für den eigenen augenblicklichen Bedarf erforderlich

ist, und so unnöthig dem Verkehr zu entziehen. Im

Interesse des Publikums und insbesondere der kleinen

Leute, welche unter dem Mangel an Kupfermünze am

meisten zu leiden haben, wäre sehr zu wünschen, wenn

Jeder, so viel an ihm liegt, dahin wirken möchte, daß

die vorhandenen Kupfermünzen nirgend sich unnöthig

ansammeln, sondern rasch von Hand zu Hand gehen.
Wird so einem künstlichen Mangel vorgebeugt, dann

Ausgegeben zu Düsseldorf am 19. Januar 1874.

Jahrgang 1874.
wird gewiß der vorhandene Vorrath ausreichend sich

erweisen, bis die neuen Markpfennige, deren Ausprägung
rasch vorschreitet dem Verkehr übergeben werden können.

37. Privilegium

wegen Emission auf den Inhaber lautender Obligatio¬

nen der Stadt M.-Gladbach, Regierungsbezirks Dussel-
dorf zum Betrage von Zweihunderttausend Thalern
(600,000 Mark Reichs-Wührung). Vom 22. Novem¬
ber 1873.

Wir Wilhelm

von Gottes Gnaden König von Preußen w.

Nachdem der Bürgermeister und die Stadtvervrdne

tcn-Versammlung der Stadt M -Gladbach darauf auf¬
tragen haben, daß derselben zur Tilgung der Vorhände

neu Schulden und zur Deckung verschiedener außervr
deutlicher Ausgaben gestattet werde, ein Darlehn von

200,000 Thalern (600.000 Mark Reichs-Währung ge
schrieben: zweihundert tausend Thalern (sechshm.dert-
tausend Mark Reichswährung) gegen Ausstellung aui
den Inhaber lautender, mit Zinskupons und

versehener Obligatonen aufzunehmen, und bei dies-m

Antrage im Interesse der ^-tadtgemeinde sowohl als

der Gläubiger sich nichts zu erinnern gefunden hat, so

ertheilen Wir in Gemäßheit des § 2 des Gesetzes wm

>7. Juni 1833 wegen Ausstellung von Papieren, wecke

eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalte!,

durch gegenwärtiges Privilegium die landesherrliche Ge

nchmigung zur Emission der gedachten. Obligationen
unter nachstehenden Bedingungen:

§ 1. Es werden ausgegeben zweitausend Stückt Oblv

gationcn, jede zu Einhundert Thaler (dreihunder Mark.)

s 2. Die Obligationen werden mit fünf Prozent
jährlich verzinset und die Zinsen jedes Jahr am zweiten
Januar und ersten Juli von der städtischen Gemeinde-

Kasse zu M.-Gladbach gegen Rückgabe des ansgefcrtrg
ten Zinskupons gezahlt. Zur Tilgung der Schuld wird

jährlich mindestens 1 Prozent von dem Kapitalbetrage

der emittirten Obligationen nebst den Zinsen der eiuge
lösten Obligationen verwendet. Der Stadt bleidt ie

doch vorbehalten, den Tilgungsfonds mit Genehmigung
der Regierung zu Düsseldorf zu verstärken .nd dadurch

die Abtragung der Schuld zu beschleunigen.

Den Inhabern der Obligationen steht kein Kündiaungs
recht gegen die Stadt zu.

8 3. Zur Leitung der Geschäfte, welche die Aus--



stellung, Verzinsung und Tilgung der zu emittirenden
Obligationen betreffen,wird von der Stadtverordneten-
Versammlung eine Schulden-Tilgungs-Commissionge¬
wählt, welche für die Befolgung der Bestimmungendes
gegenwärtigenPrivilegiumsverantwortlich und zu dem
Ende von der Regierung zu Düsseldorf in Eid und
Pflicht zu nehmen ist. dieselbe soll aus drei Mitglie¬
dern bestehen, von denen eins aus der Stadtverordneten-
Versammlung und die beiden andern aus der Bürger¬
schaft >u wählen sind.

§ 4. Die Obligationen werden in fortlaufenden Num¬
mern und zwar jede zu Einhundert Thaler (dreihundert
Märk) von Eifis bis incl. zweitausend nach dem ange¬
hängten Schema ausgestellt, von dem Bürgermeisterund
den Mitgliedern der Schuldcntilgungs-Commissionun¬
terzeichnet und von dem Rendanten der Gemeindekasse
contrasignirt. Denselben ist ein Abdruck dieses Privile-
giums beizufügen.

§ 5. Den Obligationen werden für die nächsten fünf
Jahre zehn Zinskupons in den darin bestimmtenhalb¬
jährigen Terminen zahlbar, sowie Talons nach den an¬
liegenden Schematen beigegeben. Mit dem Ablaufe die¬
ser und jeder folgenden fünfjährigenPeriode werden,
nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung,neue Zins¬
kupons und Talons durch die Gemeindekasse an die
Vorzeiger des alten Talons gegen Einlieferung derselben
ausgereicht. Beim Verluste des Talons erfolgt die
Ausbändigung der neuen Zinskupon-Seriean den In¬
haber der Schuldverschreibung,sofern deren Vorzeigung
rechtzeitig geschehen ist.

Die Kupons und Talons werden mit der Facsimile
des Bürgermeisters und der Mitglieder der Schulden-
tiljungs-Commission versehen und von dem Rendanten
der Gemeindekasse unterschrieben.

8 6. Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung
der Zinskupons der Betrag derselben an den Vorzeigcr
dmch die Gemeindekasse bezahlt. Auch werden die fäl-
lgen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Gemein¬
dekasse^ namentlichbei Entrichtung der Communalsteuer,
in Zählung angenommen.

8 7. Die Zinskupons werden ungültig und werth¬
es, wenn sie nicht binnen fünf Jahren nach dem Ver¬
falltage zur Zahlung präsentirt werden.

Die dafür ausgesetzten Fonds sollen nach Bestimmung
der städtischen Behörden zu milden Stiftungen verwen?
det werden.

§ 8. Die nach 8 2 zurückzuzahlenden Obligationen
werden «entweder durch Ankauf getilgt, oder jährlich durch
das Loos bestimmte Die Nummern> der durch das Loos
gezogenen Obligationen werden wenigstensdrei Monat
vor dem Zahlungstermine nebst den Nummern der durch
Ankauf getilgten Obligationen, öffentlich bekannt gemacht
und zwar,durch den Deutschen-Reichs-und Preußischen
Staats-Anzviger,. durch- das Amtsblatt der Regierung
zu.Düsseldorfl durch die Kölnische Zeitung und durch die
Gladbacher Zeitung.

Im Falle hos Eingehens eines dieser Blätter wird
mit Genehmigungder Regierungzu Düsseldorf Statt

dessen ein Anderes bestimmt und diese Bestimmung in
den übrig gebliebenen Blättern bekannt gemacht.

8 9. Die Verloosunggeschieht unter dem Vorsitze
des Bürgermeisters durch die Schuldentilgnngs-Commis-
sion in einem 14 Tage vorher durch die im tz 8 bezeich¬
neten Blätter zur öffentlichenKenntniß zu bringenden
Termine, zu welchem dem Publikum der Zutritt ge¬
stattet ist. lieber die Verloosung wird ein von dem
Bürgermeister und den Mitglieder» der Commissionzu
unterzeichnendes Protokoll aufgenommen.

8 19. Die Auszahlung der ausgeloosten Obligationen
erfolgt an den dazu bestimmten Tagen nach dem Noini-
nalwerthc durckf die Gemeindekasse an den Vorzeiger der
Obligationen gegen Auslieferung derselben. Mit diesem
Tage hört die Verzinsung der ausgeloostenObligationen
auf. Mit letzteren sind zugleich die ausgereichteil,nach
dem Zahlungstermine fälligen Zinsü pons nebst Talons
einzuliefern; geschieht dies nicht, so wird der Betrag der
fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt und zur
Einlösung dieser Kupons verwendet.

H 11. Die Kapitalbeträge derjenigen ausgeloosten
Obligationen, die nicht binnen drei Monaten nach dem
Zahlungsterminezur Einlösung vorgezeigt werden, sollen
der Verwaltung der städtischen Sparkasse als zinsfreies
Depositum überwiesen werden. Die solchergestalt depo-
nirten Kapitalbeträge dürfen nur auf eine von der Schul-
dentilgungs Commission contrasignirte Anweisung des
Bürgermeisters zu bestimmungsmäßigerVerwendung an
den Rendanten der Gemeindekasseverabfolgt werden.
Die deponirten Kapitalbeträge sind den Inhabern jener
Obligationen längstens in acht Tagen nach Vorzeigung
der Obligationbei der Gemeindekasse durch diese aus¬
zuzahlen.

8 12. Die Nummern der ausgeloosten nicht zur Ein¬
lösung vorgezeigten Obligationen sind in der nach der
Bestimmung unter 8 8 jährlich zu erlassenden Bekannt¬
machungen wieder in Erinnerungzu bringen. Werden
die Obligationen,dieser wiederholten Bekanntmachung
ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren nach dem Zah¬
lungstermine zur Einlösung vorgezeigt, auch nicht der
Bestimmung unter 8 11 gemäß, als verloren oder ver¬
nichtet, zum Behufe der Ertheilung neuer Obligationen
binnen dieser Frist angemeldet, so sollen nach deren Ab¬
lauf die Obligationen als getilgt angesehen werden, und
die dafür deponirten Kapitalbeträge der Stadtkasse an¬
heim fallen.

Z 13. Für die Verzinsung und Tilgung der Schuld
haftet die Stadt M.-Gladbachmit ihrem gesammten
Vermögen und ihren sämmtlichen Einkünften, und kann
die Stadt, wenn die Zinsen oder ausgeloostenObliga¬
tionen nicht zur rechten Zeit gezahlt werden, auf Zah¬
lung derselben durch die Gläubiger gerichtlich verfolgt
werden.

tz 14. In Ansehung der verlorenen oder vernichteten
Obligationen finden die auf die Staatsschuldscheine Be¬
zug habenden Vorschriften der Verordnungvom 16.
Juni 18)9 (Ges. S. S. 157) wegey des Aufgebots
und der Amortisationverlorener oder vernichteter Staats-



noch amortisirt werden, Doch soll Demjenigen, welcher

den Verlust von Zinskupons vor Ablauf der fünfjähri¬

gen Verjährungsfrist bet der städtischen Schuldentilgungs-
Commission durch Vorzeigung der Obligationen oder

sonst in glaubhafter Weise darthut, nach Ablauf der

Verjährungsfrist , der Betrag der angemeldeten und bis

dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung

ausgezahlt werden.

Zur Urkunde dieses und zur Sicherheit der Gläubi-
er haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privi-

egium Allerhöchsteigenhändig vollzogen und unter
Unserem Königlichen Jnsiegel ausfertigen lassen, ohne

jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An¬

sehung ihrer Befriedigung eine Gewährleistung von Sei¬

ten des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu

präjudiciren.

Gegeben Berlin den 22. November 1873.

(I-. L.) gez. Wilhelm.

ggez. Gr. Eulenburg. Camphausen.
Dr. Achenbach.

Regierungsbezirk Düsseldorf.

M.-Gladbach, H. Emission

Ditt. (Stadt-Siegel)

über Einhundert Thaler (Dreihundert Mark).

Die Endes-Unterzcichneten, durch das Allerhöchste Privilegium vom hierzu ausdrück¬

lich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit daß der Inhaber dieser Obligation die Summe von Einhun¬

dert Thaler Courant (dreihundert Mark) deren Empfang sie bescheinigen, von der Stadt M.-Gladbach als Dar¬
lehn zu fordern hat.

Die auf fünf Prozent jährlich festgesetzten Zinsen, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres fällig, werden

nur gegen Rückgabe der ausgefertigten halbjährigen Zins-Kupons gezahlt.

Das Kapital wird durch Amortisation getilgt werden, weßhalb eine Kündigung von Seiten des Gläubigers

nicht zulässig ist- Die näheren Bestimmungen sind in dem umstehend abgedruckten Privilegium enthalten.
M.-Gladbach, am . . . ten 18 . .

Der Bürgermeister. Die städtische Schulden-Tilgungs-Commission.

(Unterschrift) (Unterschriften).
Der Rendant der Gemeindekasse.

(Rückseite). (Unterschrift).

Privilegium wegen Ausgabe von auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt M.-Gladbach zum

Betrage von 200,(XXI Thalern (600,(XX) Mark Reichs-Währung). Vom ... ten 1873.
(Folgt der Abdruck des Privilegiums).

Papiere 8 1 bis 12 mit nachstehenden näheren Bestim¬
mungen Anwendung:

a, die im Z 1 jener Verordnung vorgeschriebene An¬

zeige muß der städtischen Schuldentilgungs-Commis-
sion gemacht werden. Dieser werden alle diejenigen
Geschäfte und Befugnisse beigelegt, welche nach der

angeführten Verordnung dem Schatzministerium zu¬
kommen; gegen die Verfügungen der Commission

findet jedoch der Rekurs an die Regierung zu Düs¬

seldorf statt;
d.das im Z 5 der Verordnung gedachte Aufgebot er¬

folgt bei dem Landgerichte zu Düsseldorf;
«.die in den 8 6, 9 und 12 jener Verordnung vor¬

geschriebenen Bekanntmachungen sollen durch die im
§ 8 angeführten Blätter geschehen;

<i. an die Stelle der im Z 7 erwähnten sechs Zins¬

zahlungsterminen sollen acht, an die Stelle des im
§ 8 erwähnten achten Zinszahlungstermines soll der
zehnte treten.

Zinskupons und Talons können weder aufgeboten,
Rheinprovmz.

Obligation derStadt

Rheinprovinz. Regierungsbezirk Düsseldorf.Serie I

Zinskupon Nr. .
über

2 Thaler 15 Silbergroschen (7^ Mark) Zinsen

zur Obligationen der Stadt M.-Gladbach, II. Emission,
I-itt Nr

über 100 Thaler (300 Mark).

Inhaber dieses Kupons empfängt gegen dessen Rückgabe am... ten

lichen Zinsen der vorbenannten Stadt-Obligation mit 2 Thaler 15 Sgr. (7^ Mark)

fünfzehn Sgroschen (sieben und eine halbe Mark) aus der Gemeindekasse zu M.-Gladba
M.-Gladbach, den ... ten ........ 18 . .

(Trockener Stempel).

Der Bürgermeister. Die städtische Schulden-Tilgungs-Commission,

(Facsimile). (Facsimile),

Der Rendant der städtischen Gemeindekasse.

Dieser Kupon wird ungültig wenn dessen Geld- (Unterschrift),

betrag binnen fünf Jahren nach dem Verfall¬
tage nicht erhoben wird.

. . 18 ..

geschrieben

die halbjähr-

zwei Thaler



«8
Rheinprovinz. RegierungsbezirkDüsseldorf.

Talon .
zu der

M.-Gladbacher Stadt-Obligation, II. Emission,
Uitt Nr. ....

über 100 Thaler (300 Mark) zu fünf Prozent verzinslich.
Inhaber dieses Talons empfängt gegen dessen Rückgabe bei der Gemeindekasse zu M.-Gladbach zu der vor¬

benannten Obligationder Stadt M.-Gladbach über 100 Thaler (300 Mark) die , . . te auf die Jahre
bis ....... lautende Serie Zinskupons, sofern von dem Inhaber der Obligation dagegen bei der unterzeich¬
neten städtischen Schuldentilgungs-Commissionkein Widerspruch eingeht.

M.-Gladbach, den. . . ten 18 . .
(Trockener Stempel).

Der Bürgermeister. Die städtische Schulden - Tilgungs - Commission.
(Facsimiles

HZ. 38. Privilegium
wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen
der Stadt Hückeswagenzum Betrage von Dreihundert

Tausend Mark. Vom 24. November 1873.
Wir Wilhelmvon Gottes Gnaden, König von Preußen:c,

ertheilen, nachdem der Bürgermeister und die Stadt¬
verordnetenversammlungder Stadt Hückeswagen darauf
angetragen haben, der Stadt Hückeswagen zur Bestreitung
eines Zuschusses i> Eisenbahn-Angelegenheiten, sowie
der Kosten für die Erwerbung der Gas-Anstalt, für die
Anlage von Wasserstationen,für Straßen- und Rinnen¬
pflasterung, städtische Grund-Erwerbungen und Bauten
als auch zur Tilgung des Restes der noch vorhandenen
älteren Schulden, die Aufnahme eines Darlehns von
300,000 Mark, geschrieben: Dreihundert Tausend Mark,
gegen Ausstellung auf den Inhaber lautender und mit
Zinskuponsversehener Obligationen zu gestatten, und
bei diesem Antrage, im Interesse der Stadtgemeinde
sowohl als der Gläubiger, sich nichts zu erinnern
gefunden hat, in Gemäßheit des 8 2 des Gesetzes vom
17. Juni 1833 wegen Ausstellung von Papieren, welche
eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten,
durch gegenwärtiges Privilegium Unsere landesherrliche
Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obligationen
unter nachstehenden Bedingungen.

8 !. Es werden 1000 Stück Obligationen zu 300
Mark Reichswährung eine jede ausgegeben.

Die Obligationen werden mit 4^ °/o jährlich ver¬
zinset und die Zinsen in halbjährlichen Terminen am
!. Juli und 31, Dezember ans der Geineindekasse der
Stadt Hückeswagen sowie an einer, von dem Bürger¬
meister und der Schuldentilgungckommissionzu bestim¬
menden und öffentlich bekannt zu machenden Zahlungs¬
stelle in Berlin gegen Rückgabe der ausgefertigtenZins¬
kupons gezahlt.

Zur Tilgung der Schuld werden jährlich 1'/s°/o
von dem Capitalbetrage der ausgegebenen Obligationen
sowie die Zinsen von den Beträgen der eingelösten
Obligationenverwendet.

Der Stadt bleibt jedoch das Recht vorbehalten, den
Tilgungsfonds mit Genehmigung der Königlichen Rc-

(Facsimile).
Der Rendant der Gemeindekasse.

(Unterschrift'.
gierung zu Düsseldorf um höchstens fünf Prozent des
ursprünglichen nominalen Schuldkapitals für jedes Jahr
zu verstärken, sofern sie spätestens im November des
vorausgehenden Jahres diese Absicht durch die im Z 14
bezeichneten Blätter zur allgemeinen Kenntniß bringt.
Die durch die verstärkte Amortisationersparten Zinsen
wachsen ebenfalls dem Tilgungsfondszu.

Den Inhabern der Obligationen steht kein Kündigungs-
recht gegen die Stadt zu.

s 2. Zur Leitung der Geschäfte, welche die Ausstellung,
Verzinsung und Tilgung der auszugebenden Obligationen
betreffen, wird von der Stadtverordnetenversammlung
eine aus drei Mitgliedernbestehende Schuldentilgungs-
Commission gewählt, welche für die treue Befolgung
der Bestimmungen des gegenwärtigenPrivilegiums
verantwortlich ist und zu dem Ende von der Regierung
zu Düsseldorf in Eid und Pflicht genommen wird.

§ 3. Die Obligationen werden unter fortlaufenden
Nummern von I bis 1000 nach dem angehängten
Schema angefertigt, von dem Bürgermeister und den
Mitgliedern der schuldentilgungS- Commission unter¬
zeichnet und von dem Rendauten der Gemcindekasse
der Stadt Hückeswagencontrasiguirt.

Den Obligationen ist ein Abdruck dieses Privilegiums
beizufügen,

Z 4. Die Anleihe soll nur zu den angegebenen Zwecken
verwendet werden.

Z 5. Den Obligationen werden für die nächsten fünf
Jahre zehn halbjährliche Zinskupons und Talons nach
dem anliegenden Schema bcigegeben.

Mit dein Ablaufe dieser und jeder folgenden fünf¬
jährigen Periode werden, nach vorheriger öffentlicher
Bekanntmachung neue Zinskuponsund Talons durch
die mit der Zinsenzahlungbetrauten Stellen an die
Vorzeiger der Talons oder, wenn diese abhanden ge¬
kommen sein sollten , dem rechtzeitigen Vorzeiger der
Obligationen ausgereicht und, daß dies geschehen, wird
auf den Talons vermerkt.

Die Kupons werden mit dem Facsimile der Unter¬
schriften des Bürgermeistersund der Mitglieder der
Schuldentilgungs - Commission versehen und von dem
Rendauten der Geineindekasse unterschrieben.

o



§ 6. Die fälligen Zinskupons werden bei allen
Zahlungen an die Gemeindekasse zu Hückcswagen,
namentlich bei Entrichtung der Communalstenern, in

Zahlung angenommen.

§ 7. Die Zinskupons werden ungültig und werth-
los, wenn sie nicht binnen fünf Jahren nach der Ver-

fallzeit zur Zahlung präsentirt werden; die dafür aus¬

gesetzten Fonds sollen nach Bestimmung der Stadt¬
verordnetenversammlung zu milden Zwecken verwendet
werden.

Z 8. Die Nummern der nach der Bestimmung in

8 1 zu tilgenden Obligationen werden jährlich durch

das Loos bestimmt und wenigstens (3) drei Monate

vor dem Zahlungstage öffentlich bekannt gemacht.
§ 9. Die Verloosung geschieht unter dem Vorsitze

des Bürgermeisters durch die Schuldentilgungs - Com¬

mission in einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen
Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publi¬
kum der Zutritt gestattet ist.

lieber die Verloosung wird ein von dem Bürger¬
meister und den Mitgliedern der Commission zu unter¬

zeichnendes Protokoll aufgenommen.

§ 10. Die Auszahlung der ausgeloostcn Obligationen

erfolgt an dem dazu bestimmten Tage nach dem Nominal¬

werthe durch die Gemeindekasse, sowie durch die von

dem Bürgermeister und der Schuldentilgungs-Conimission

zu bestimmende und öffentlich bekannt zu machende

ZahlungSstelle in Berlin an den Vorzeiger der Obli¬

gationen gegen Auslieferung derselben. Mit diesem

Tage hört die Verzinsung der ausgeloostcn Obligationen
auf. Mit letzteren sind zugleich die ausgereichten, nach

den Zahlungsterminen fälligen Zinskupons einzuliefern;
geschieht dies nicht, so wird der Betrag der fehlenden

Zinskupons von dem Kapitale gekürzt und zur Ein¬
lösung dieser Kupons verwendet.

Z l l. Die Kapitalbeträge derjenigen ausgeloostcn
Obligationen, die nicht binnen drei Monaten nach dem

Zahlungstermine zur Einlösung vorgezeigt werden,

sollen der Verwaltung der städtischen Sparkasse als

zinsfreies Depositum überwiesen werden. Die solcher¬
gestalt deponirten Kapitalbeträge dürfen nur auf eine

von der Schuldentilgungs - Commission contrasignirte

Anweisung des Bürgermeisters zu bestimmungsmäßiger

Verwendung an den Nendanten der Gemeindekasse ver¬
abfolgt werden.

Die deponirten Kapitalbeträge sind den Inhabern

jener Obligationen längstens in 8 (acht) Tagen nach

Vorzeigung der Obligationen bei der Gemeindekasse

durch diese, oder durch die von dem Bürgermeister und

der Schuldentilgungs - Commission zu bezeichnende

Zahlungsstelle in Berlin auszuzahlen.

8 Die Nummern der ausgeloostcn nicht zur Ein¬

lösung vorgezeigten Obligationen sind in der nach Be¬

stimmung unter 8 8 jährlich zu erlassenden Bekannt¬

machung wieder in Erinnerung zu bringen.

Werden die Obligationen, dieser wiederholten Be¬

kanntmachung ungeachtet, nicht binnen dreißig Jähren

nach dem Zahlungstermine zur Einlösung vorgezeigt,

auch nicht, der Bestimmung unter Z 15 gemäß, als

verloren oder vernichtet zum Behufe der Ertheilung

neuer Obligationen binnen dieser Frist angemeldet, so

sollen nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt

angesehen werden und die dafür deponirten Kapital¬

beträge der städtischen Verwaltung zur Verwendung
für milde Zwecke anheimfallen.

Z 13. Für die Verzinsung und Tilgung der schuld

haftet die Stadt Hückeswcigen mit ihrem gcsammten

Vermögen und ihren sämmtlichen Einkünften'und kann

die Stadt, wenn die Zinsen oder die ausgeloosten

Obligationen nicht zur rechten Zeit bezahlt werden,
auf Zahlung derselben durch den Gläubiger gerichtlich

verfolgt werden.
s 14. Sämmtliche diese Anleihe betreffenden Bekannt¬

machungen erfolgen durch den Deutschen Reichs-Änzciger
oder das an dessen Stelle tretende Organ, durch das

Amtsblatt der Regierung zu Düsseldorf, oder das an

dessen Stelle tretende Organ, durch das Volksblatt

für Berg und Mark, die Elberfelder und die Cölnische

Zeitung.
Geht eines der letzteren drei Blätter ein, so bestimmt

die Stadtverordneten - Versammlung mit Genehmigung

der Regierung zu Düsseldorf ein anderes Blatt. Die

diesfällige Veränderung ist in dem „Reichs - Anzeiger"

bekannt zu machen.

§ 15. In Ansehung der verlorenen oder vernichteten

Obligationen finden die auf die Staatsschuldscheine

Bezug habenden Vorschriften der Verordnungen vom

16. Juni 1810 wegen des Aufgebots und der Amorti¬

sation verlorener oder vernichteter Staatspapiere 88 b

bis 12 mit nachstehenden näheren Bestimmungen An¬

wendung:

a. die' im Z I jener Verordnung vorgeschriebene An¬

zeige muß der städtischen Schuldentilgungs - Com¬
mission gemacht werden. Dieser werden alle die¬

jenigen Geschäfte und Befugnisse beigelegt, welche

nach der angeführten Verordnung dem Schatz¬

ministerium zukommen; gegen die Verfügungen der

Commission findet jedoch der Rekurs an die Re¬

gierung .zu Düsseldorf statt;
d. das im H 5 gedachte Aufgebot erfolgt bei dem

Landgerichte zu Elberfeld;

e. die in den ss 6, 9 und 12 vorgeschriebenen Be¬

kanntmachungen sollen durch die unter Z 14 dieses

Privilegiums angeführten Blätter geschehen;

ll. an die Stelle der im Z 7 erwähnten sechs Zahlungs-
.termine sollen achr, an die Stelle des im Z 8 er¬

wähnten achten Zahlungstermines der zehnte treten.

Zinskupons und Talons können weder aufgeboten

noch amortisirt werden; doch soll für den Fall, daß der

Verlust der Zinskupons vor Ablauf der fünfjährigen

Verjährungsfrist bei der Schuldentilgungs-Commission

angemeldet und der stattgehabte Besitz der Zinskupons

durch Vorzeigung der Obligationen oder sonst in glaub¬

hafter Weise därgethan wird, nach Ablauf der Ver¬

jährungsfrist der' Betrag der angemeldeten und bis
dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung



z«

fertigen lassen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der
Obligationen in Ansehung ihrer Befriedigung eine Ge¬
währleistung ,von Seiten des Staates zu bewilligen oder
Rechten Dritter zu Präjudiziren.

Gegeben ' crlin, den 24. November 1873.
(I.. 6.) gez. Wilhelm.

ggez Camphausen. Gr. Eulcnburg.
llr. Achenbach-

RegierungsbezirkDüsseldorf.

ausgezahlt werden.
Zur Urkunde dieses und zur Sicherheit der Gläubiger

haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privi¬
legium, welches an stelle des von Uns der Stadt
Hückeswagenunterm 24 Mai 1873 ertheilten Privi¬
legiums (Stück 26 des Amtsblatts der 'Negierung zu
Düsseldorf pro 1873) tritt, Allerhöchst eigenhändig
vollzogen und unter Unserem Königlichen Jnstegel aus-
Rheinprovinz.

Obligation der Stadt Hückeswagen
(Stadt Siegel)

über Dreihundert Mark Reichswäh ung.
, Nr

Die Endesunterzeichneten,durch das Allerhöchste Privilegium vom hierzu
ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, das; der Inhaber dieser Obligation^ ein dargeliehenes
Kapital von Dreihundert Mark Reichswährung, dessen Empfang sie bescheinigen, von der Stadt Hückeswage»
zu fordern hat.

Die aus vier lind ein halb Prozent jährlich festgesetzten Zinsen, sind am 1. Juli und 31. Dezember jede»
Jahres fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der ausgefertigten halbjährigen Zinskupons gezahlt.

Das Kapital wird durch Amortisation getilgt werden, weshalb eine Kündigung von Seiten des GläubigeiS
nicht zulässig ist.

Die näheren Bestimmungen sind in dem umstehend abgedruckten Privilegiumenthalten.
Hückeswagen, den . . .ten 187 . .

(TrockenerStempel)
Der Bürgermeister. Die städtische Schuldentilgungs-Commission.

Eingetragen Controllbuch b'ulia ...
Der Rendant der Gemeindekasse.

Beigefügt sind die Coupons Nr. 1 bis l0 nebst Talon.
Die folgenden Zinskuponswerden gegen Einlieferung des Talons bei der Gemeindekassezu Hückeswagen

sowie an einer, von dem Bürgermeister und der Schuldentilgungs-Commission zu bestimmenden und öffentlich
bekannt zu machenden Zahlungsstelle in Berlin verabreicht.

«Rückseite).
Privilegiumwegen Ausgabe aus den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Hückeswagen im Betragll

von 300.000 Mark.' Vom . . . ten 1573.
(Folgt der Abdruck des Privilegiums).

Rheinprovinz. RegierungsbezirkDüsseldorfs
ZinS Kuponzur Obligationder Stadt Hückeswagen über

Dreihundert Mark Reichswährung
Nr. . . .

Inhaber dieses empfängt am . . . ten 18 . . an halbjährigenZinsen der obenbenanntenl
HückeswagenerStadt-Obligationenaus der Gemeindekasse der Stadt Hückeswagen sowie an einer von demBürl
germeisterund der Schuldentilgungs-Commissionzu bestimmenden und öffentlich bekannt zu machenden Zahlung^
stelle in Berlin 6,75 Mark ! eichswährung.

Hückeswagen,am ... ten 18 . .
(Trockener Stempel).

Der Bürgermeister. Die städtische Schuldentilgungs-Commission.
Eingetragen ?e>Iic> der Controlle.

Der Rendant der Gemeindekaffe.
Dieser Kupon wird nach dem Allerhöchsten Privilegiumvom... ten ungültig und tverns

os wenn dessen Geldbetrag nicht bis zum erhoben ist.
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Meinprovinz. Regierungsbezirk Düsseldorf.Talon.
Inhaber dieses empfängt gegen dessen Rückgabe bei der Gemeindekasse zu Hückeswagensowie an einer, von

dem Bürgermeister und der Schulden-Tilgungs-Commission zu bestimmenden und öffentlich bekannt zu machenden

fiahlungsstelle in Berlin zu der Obligation der Stadt Hückeswagen über Dreihundert Mark Reichswährung.Nr
die (zweite) Serie Zinskupons für die fünf Jahre von bis sofern dagegen
bei der unterzeichneten städtischen Schuldentilgungs-Commissionrechtzeitig kein Widerspruch eingeht.

Hückeswagen, am . . . ten 187(Trockener Stempel).
Der Bürgermeister. Die städtische Schuldentilgungs-Commission.

Der Nendant der Gemeindckasse.

Verordnungen u. Bekanntmachungen
der Central-Behörden.

z?. 39. Abänderungen deS Post-ReglementSvom 30. November 1871.
Das unterm 30. November1871 erlassene Post-

Reglement erfährt einzelne Abänderungen, welche
auf Grund der Vorschriftenim Z 50 des Gesetzes
über das PostWesen des Deutschen Reichs vom 28.
October 1871 nachstehend veröffentlicht werden.

1. Im Z 3. Die „Außenseite" der Postsendun¬
gen betreffend, erhält der letzte Satz unter I fol¬
gende Fassung.-
Wegen der weiter zulässigen Angaben bei Post-

Packetadressen, Postkarten, Waarenproben und Post¬
anweisungenstehe HZ 4, 14, 16 und 18.

2. Der § 4 erhält folgende Fassung:
Begleitadresse zu Packeten.

I. Jeder > Packetsendung muß eine Begleitadresse
(Post - Packetadresse) in der von der PostVerwaltung
vorgeschriebenen Form beigegeben sein.

II. Formulare zu Post-Packetadressen können bei
allen Postanstaltenbezogen werden.

III. Formulare, welche das Publikum auf eigene
Kosttn sich herstellen läßt, müssen in Größe, Farbe,
Format, Stärke und Steifheit des Papiers, sowie
im Vordruck mit den von der Post gelieferten For¬
mularen genau übereinstimmen.

IV. Wegen Ausfüllung des Formulars sind die
auf demselben vorgedruckten „Bemerkungen über den
Gebrauch der Post-Packetadressen" zu beachten.

V. Der Coupon der Post-Packetadresse kann vom
Absender zu schriftlichenoder gedruckten rc. Mit¬
theilungen benutzt und vom Empfänger abgetrennt
werden.

VI. Die Post - Packetadresse muß bei der Aus¬
händigung des Packeis an die Postanstalt bz. an den
bestellenden Boten zurückgegeben werden.

3. Der s 5, „Erfordernisse eines Begleitbriefes"
betreffend, fällt fort.

4. Der § 6 erhält folgende Fassung:
Mehrere Packete zu einer Begleitadresse.

I. Zu einer Begleitadresse können zwar mehrere
Packete gehören , jedoch nicht zugleich Packete mit
und solche ohne- Werthangabe.

II. Gehören mehrere Packete mit Werthangabe

zu einer Adresse, so muß auf derselben der Werth
eines jeden Packeis besonders angegeben sein.

5. Im § 7, „Bezeichnung"betreffend, erhält
der Absatz I folgende Fassung:
I. Die Bezeichnung (Signatur) eines Packeis

muß die wesentlichen Angaben der Adresse enthalten,
so daß nöthiaenfalls das Packet auch ohne die Be-
gleitarresse bestellt werden kann.

6. Im § 8, „Werthangabe" betreffend, erhält
der Absatz I folgende Fassung:
I. Wenn der Werth einer Sendung angegeben

werden soll, so muß derselbe bei Briefen aus der
Adresse, und bei anderen Sendungen sowohl auf der
Begleitadresse,als auf dem dazugehörigenPackete
bei der Signatur, ersichtlich gemacht werden.

7. Im 8 14, „Postkarten" betreffend, erhält
der letzte Satz im Absatz I folgende Fassung:
Die Formulare können auch zu Signaturen für

Packete verwendet werden.
8. Im Z 17, „Recommandirte Sendungen" be¬

treffend, erhält Absatz I folgende Fassung:
I. Briefe, Postkarten, Drucksachen und Waaren¬

proben, sowie Packete ohne Werthangabe, können
unter Recommandationabgesandt werden und müssen
in diesem Falle von dem Absendermit der Bezeich¬
nung „Recommandtrt"versehen werden; bei Packeten
ohne Werthangabe muß diese Bezeichnungauf der
Begleitadresse und auf dem Packete angegeben sein.
Die Wirkung der Recommandation in Bezug auf
die Garantie erstreckt sich in diesem Falle stets nur
auf das Packet und nicht zugleich auch auf die Be
gleitadresse.

9. Im Z 20, die „Postvorschußseudungen" be¬
treffend, erhält der Absatz II l folgende Fassung:
III. Sendungen, auf welchen ein Postvorfchuß

haftet, müssen auf der Adresse den Vorschußbetrag
mit den Worten:

„Vorschuß von "
sowie den Namen und die Wohnung-des Absenders
enthalten. Die Angabe des Vorschußbetrageshat
in der Regel in der Thalerwährung zu erfolgen,
kann jedoch auch in Gulden stattfinden, wo diese
Währung landesüblich ist. Die Thaler- oder Gulden¬
summe muß in Zahlen und in Buchstaben ausge¬
drückt sein.



10. In demselben Paragraphen erhalten die

beiden letzten Sätze im Absatz VI folgende Fassung:
Eine Vvrschußscnduug muß spätestens 7 Tagenach

dem Eingange der PostanstalVam Aufgabeorte zurück¬
gesandt werden, wenn sie innerhalb dieser Frist nicht
eingelöst wird. Dieses gilt auch von Vorschußsen-

dungen mit dem Vermerk „posto restants".

11. Im H 21, die „Postmandate" betreffend,

tritt am Schluß des Absatz XIV folgender Passus

hinzu:

Wünscht der Absender, daß die Weitersendung an

eine zur Aufnahme des Wechselprotestes befugte

Person geschieht, so genügt der Vermerk: „Sofort

zum Protest", ohne daß' es der namentlichen Be¬
zeichnung einer solchen Person bedarf. Mit der

Weitergäbe des Postmandats und dessen Anlagen
an den betreffenden Notar, Gerichtsvollzieher rc. ist

die Obliegenheit der PostVerwaltung erfüllt. Die

Protestkosten hat der Absender unmittelbar an den

ErHeber des Protestes zu entrichten. ,

12. In demselben Paragraphen treten am
Schlüsse als Absätze XVI und XVII hinzu:

XVI. Den Absendern von Postmandaten ist ge¬

stattet, auf der Adreßseite des Mandatformulars das

Datum desjenigen Tages anzugeben, an welchem die

Einziehung des Beträges von dem Adressaten er¬
folgen soll. Für die Bestimmungs - Postanstalt ist

dann dieser Termin bezüglich der Vorzeigung des

Postmandats bei dem Adressaten maßgebend.
XVII. Dem Belieben der Absender bleibt es

ferner überlassen, dem Postmandate gleich das aus¬

gefüllte Postanweisungs - Formular behufs Ueber-

inittelung des eingezogenen Betrages an ihre Adresse

beizufügen. In der Postanweisung darf solchen
Falls nur derjenige Betrag der Forderung angegeben

werden, welcher nach Abzug der Postanwe'isüngs-
Gebühr übrig bleibt.

13. Im § 22, „Durch Expressen zu bestellende

Sendungen" betreffend, erhält der letzte Satz im

Absatz III folgende Fassung:

Bei Briefen mit Werthangabe von mehr als 50

Thalern oder 87^ Gulden erstreckt sich die Ver¬
pflichtung der PostVerwaltung zur expressen Bestellung

in ^>ie Wohnung des Adressaten nur auf den Ab-
lieferungsschein, und bei allen Packetsendungen im

Eewicht'e von mehr als 5 Pfund nur auf die Be¬

gleitadresse bz. den etwaigen Ablieferungsschein.
14. In demselben Paragraphen erhält der

erste Latz im Absatz V folgende Fassung:
V. Auf Verlangen der Absender kann jedoch die

expresse Bestellung von Postsendungen, welche einer

Postanstalt von weiterher zugehen und nach einem
anderen Postorte gerichtet sind, stattfinden, wenn die

Entfernung zwischen den beiden Postanstalten nicht

über fünfzehn Kilometer beträgt.

15. Im § 30, „Zurückforderung von Postsen¬
dungen durch den Absender" betreffend, erhält der

Absatz VI folgende Fassung:

VI. Ist die Sendung noch nicht abgegangen, so

wird von der Postanstalt das Franco bei' Rückgabe
des Couverts bz. der Begleitadrefse erstattet.

16. Im tz 33, den „Umfang der Verbindlich¬
keit der PostVerwaltung in Ansehung der Be¬

stellung rc." betreffend, erhalten die Punkte 5) und
6) im Absatz l folgende Fassung:
5) auf Begleitadressen zu gewöhnlichen Packetcn,

6) auf Ablieferungsscheine (Post - Packetadrefsen)
über Sendungen mit Werthangabe und über recom-
wandirte Packete.

17. In demselben Paragraphen erhält der Ab¬
satz II folgende Fassung:

II. Soweit die PostVerwaltung die Bestellung
nicht übernimmt, müssen Briefe mit Werthangabe,
Packete mit Werthangabe, sowie recommandtrte

Packete und ferner die Geldbeträge auf Grund

:es Abliefcrung-scheins (der Vost - Packetadresse,

der Postanweisung), gewöhnliche Jackete dagegen auf
Grund der behändlgten Begleilädresse, von der Post
abgeholt werden.

18. Im Z 35, „An wen die Bestellung ge¬
schehen muß" betreffend, erhält der erste Satz im
Absatz III folgenve Fassung:

III. Wird der Adressat oder dessen nach den vor¬

stehenden Bestimmungen legitimirter Bevollmächtigter
in seiner Wohnung nicht angetroffen, oder wird dem

Briefträger oder Boten der Zutritt zu ihm nicht ge¬
stattet, so erfolgt die Bestellung

der gewöhnlichen Briefe, Postkarten, Drucksachen

und Waarenproben, - sowie der Begleitadressen zu
gewöhnlichen Packeten (F 33 Absatz I) bz. der
Packete selbst

an einen Haus- oder Comtoirbeamten, ein er¬

wachsenes Familienglied oder sonstigen Angehörigen
oder an einen Dienstboten des Adressaten bz. des
Bevollmächtigten desselben.

19. In demselben Paragraphen im Absatz IV
tritt hinter „4) Ablieferungsscheine :c." als 5)
hinzu:

5) Post-Packetadrcssen zu recommandirten Packetcn

und zu Packeten mit Werthangabe (s 33 Absatz I).
20. In demselben Paragraphen erhält Absatz V

folgende Fassung:

V. Die Bestellung recommandirter Sendungen
darf nur gegen Empfangsbckenntniß geschehen, und

hat der Adressat bz. dessen Bevollmächtigter zu diesem
Behufe den Ablieferungsschein bz. die auf der Rück¬

seite der Post-Packctadresse vorgedruckte Quittung zu
unterschreiben.

21. In demselben Paragraphen erhält der Ab¬
satz Vll folgenden Zusatz:

Die an Kranke in öffentlichen Krankenanstalten ge¬
richteten Postsendungen dürfen an den Vorstand der

Krankenanstalt behändigt werden, sofern dem Brief¬

träger oder Boten der Zutritt zu dem Kranken nach

der Natur der Krankheit nicht gestattet werden kann.

22. Im 8 37, die „Berechtigung des Adressaten



zur Abholung der Briefe zc." betreffend, erhalten
die Absätze III und V folgende Fassung:
III. Insoweit die Postverwallung die Bestellung

von Packeten ohne Werthangabe, oder von recom¬
mandirten Packeten, oder von Sendungen mit Werth¬
angabe, oder von baaren Geldbeträgen zu Postan¬
weisungen übernommen hat, sind bezüglich der Be¬
stellung

a) die gewöhnlichen und recommandirten Packete,
sowie die Packete mit Werthangabe und die dazu
gehörigen Begleitadressen, sowie etwaige Ablieferungs¬
scheine,

b) die Briefe mit Werthangabe nebst den dazu
gehörigen Ablieferangsscheinen,

e) die Postanweisungen nebst den dazu gehörigen
Geldbeträgen
je als eine zusammengehörige Sendung anzusehen.

V. Bei recommandirten Briefen und Briefen mit
Werthangabewird zunächst nur der Ablieferungs¬
schein, bei gewöhnlichen und recommandirten Packe¬
ten, sowie bei Packeten mit Werthangabezunächst
nur die Begleitadreffe bz der etwaige Ablieferungs¬
schein an den Abholer verabfolgt. Bei Postanwei¬
sungen wird zunächst nur die Postanweisungohne
den Betrag dem Abholer ausgehändigt.

23. In tz 38 erhalten das Marginal sowie die
Absätze I bis III folgende Fassung:

Aushändigungder Sendungen nach erfolgter Be¬
endigung der Begleitadreffen und der Ablieferungs-

schei'ne, sowie Auszahlungbaarer Beträge.
I. Die Aushändigung der gewöhnlichen Packete,

soweit dieselben dem Adressaten nicht in die Woh¬
nung bestellt werden, erfolgt während der Dienst¬
stunden in der Postanstait an denjenigen, welcher
sich zur Abholung meldet und die zu dem Packete
gehörige Begleitadreffe zurückgiebt.

II. Rccommandirte Sendungen und Sendungen
mit Werthangabe, serner bei Postanweisungendie
auszuzahlendenGeldbeträge werden, insofern die Ab¬
holung von der Post erfolgt, an denjenigen ausge¬
händigt, welcher der Postanstait den mit dem Namen
des EmpfangsberechtigtenunterschriebenenAbliefe¬
rungsschein, die quittirte Post-Packetadresse oder bz.
die unterschriebene Postanweisung überbringt und
aushändigt.

III. Eine Untersuchungüber die Aechtheit der
Unterschrift und des etwa hinzugefügten Siegels
unter dem Ablieferungsscheine u. s. w., sowie eine
weitere Prüfung der Legitimation desjenigen, welcher
diesen Schein oder die Begleitadresse überbringt, liegt
der Postanstait nach § 49 des Gesetzes über das
PostWesen des Deutschen Reichs nicht ob.

24. Im Z 40, die „Behandlung unbestellbarer
Postsendungenam Bestimmungsorte" betreffend,
erhält der Satz unter 4) im Absatz I folgende
Fassung:
4) wenn es sich um eine Sendung mit Postvor

schuß handelt, auch wenn sie mit „posto rostemts^

bezeichnet ist, und die Sendung nicht innerhalb 7 Tage
nach ihrer Ankunft am Bestimmungsorte einge¬
löst wird;

25. In demselbenParagraphen erhalten die
Absätze II und IV folgende Fassung:
II. Bevor in dem Falle zu 1 eine mit einer Be¬

gleitadresse versehene Sendung deshalb als unbestell¬
bar angesehen wird, weil mehrere dem Adressaten
gleichbenannte Personen im Orte sich befinden, und
der wirkliche Adressat nicht sicher zu unterscheiden ist,
muß die Begleitadresse nach dem Aufgabeorte zurück¬
gesandt werden, um den Absender, wenn derselbe
auf Grund der Begleitadresse ermittelt werden kann,
zur näheren Bezeichnung des Adressaten zu ver¬
anlassen.

IV. In allen vorgedachten Fällen ist der Grund
der Zurücksendung oder eintretendenfalls,daß und
weshalb die Veräußerung erfolgt sei, auf der Be¬
gleitadresse zu vermerken.

26. In demselben Paragraphen kommt Absatz
VI in Wegfall.

27. Im Z 41, die „Behandlung unbestellbarer
Postsendungen am Aufgabeorte" betreffend, erhält
der Absatz IV folgende Fassung:
IV. Wird der Absender ermittelt, verweigert

derselbe aber die Annahme oder läßt innerhalb 14
Tage nach Behändigungder Begleitadresse oder des
Ablieferungsscheins oder der Postanweisungdie Sen¬
dung bz. den Geldbetrag nicht abholen, so können
die Gegenständezum Besten der Postarmen- oder
Unterstützungskasscverkauft werden.

28. Im § 42 die „Entrichtung des Portos
und der sonstigen Gebühren" betreffend, erhalten
die Absätze III und VIII folgende Fassung:
HI. Ist das Franco am Abgangsorte zu niedrig

erhoben und berechnet worden, so wird das tarif¬
mäßige Ergänzungs-Porto vom Adressaten erhoben.
Der Adressat kann in solchem Falle, und wenn die
Sendung nicht aus fremdem Postgebiete herrührt,
die Ausfolgung derselben ohne Portozahlung ver¬
langen, insofern er den Absender namhaft macht und
bz. das Couvert oder eine Abschrift davon zurückzu¬
nehmen gestattet. Der fehlende Betrag wird als¬
dann vom Absender eingezogen.

Vlil. Hat der Adressat die Sendung angenom¬
men, so ist er, sofern in Vorstehendemnicht ein
Anderes bestimmt ist, zur Entrichtung des Portos
und der Gebührenverpfl chtet, und kann sich davon
durch spätere Rückgabe der Sendung nicht befreien.
Die Staatsbehörden sind jedoch befugt, auch nach
erfolgter Annahme und Eröffnung portopflichtiger
Sendungen, die Briefcouvertszu dem Zwecke an die
Postanstalt zurückzugeben,das Porto von dem Ab¬
sender nachträglich einzuziehen, bz. bei Packeten die
Postanßalt dieserhalb schriftlich zu requiriren.

29. Im s 44, die „Estafettendeförderung" be¬
treffend, erhält der Absatz XIV folgende Fassung:
XIV. Bei Estafetten nach Orten unter fünfzehn



Kilometern erfolgt die Berechnung der tarifmäßigen
Gebühren nach denselben Grundsätzen, welche bezüg¬
lich der ExtraPosten rc. nach Orten unter fünfzehn

Kilometern im § 59 vorgeschrieben sind.

30. In demselben Paragraphen erhält der erste

Satz im Absatz XV folgende Fassung:

XV. Wünscht der Absender einer Estafette, welche

nur bis zur nächsten Station oder nach einem Orte
geht, der ohne Pferdewechsel erreicht werden kann,

die Rückbeförderung der Antwort durch den Postillon,

welcher die Estafette überbracht hat, so ist dieses zu¬

lässig, wenn der Postillon den Rückritt innerhalb
sechs Stunden nach seiner Ankunft antreten kann,

und zwischen der Ankunft und dem Rückritt minde¬

stens eine Ruhezeit von der Dauer der einfachen Be¬

förderungsfrist gewährt wird.

31. In demselben Paragraphen kommen das

Marginal unter A) und der zu demselben gehörige

Absatz XIX, die „Berechnung der Bruchmeilen und

der Bruchpfennige" betreffend, in Wegfall.

32. Im § 48, die „Grundsätze der Personen¬
geld-Erhebung" betreffend, erhält der Absatz I

folgende Fassung:

I. Das Personengeld wird erhoben, entweder

a) nach der von oem Reisenden mit der Post

zurückzulegenden Entfernung, unter Anwendung des
für den Cours pro Kilometer angeordneten Satzes,
oder

b) nach dem für einen bestimmten Cours angeord¬

neten Localsatze.

33. In demselben Paragraphen erhält der Ab¬

satz IV folgende Fassung:

IV. Für Plätze, welche bei einer Postanstalt zur
Reise bis zu einem zwischen zwei Stationen auf dem

Course gelegenen Orte (Zwischenorte) genommen

werden, kommt, gleichviel ob sich in diesem (Zwischen¬
orte eine Postanstalt befindet oder nicht, das Perso¬

nengeld nach der wirklich zurückzulegenden Kilometcr-

zahl, als Minimum jedoch der Betrag von 3 Sgr.

bz. 11 Kr. zur Erhebung.

34. Im § 53, das „Ueberfrachtporto und die
Versicherungsgebühr" betreffend, erhält der Absatz
H folgende Fassung:

H. Für das Mehrgewicht des Reisegepäcks ist bei

der Einlieferung Ueberfrachtporto zu entrichten. Das¬

selbe beträgt, nach Maßgabe derjenigen Entfernung,

welche der Personengeld-Erhebung zum Grunde ge¬

legt wird, für jedes Kilogramm oder den über¬

schießenden Theil eines Kilogramms:

1) bei Beförderungen bis 75 Kilometer ^ Sgr.,
als Minimum 2^ Sgr.;

2) bei Beförderungen über 75 Kilometer I Sgr.,
als Minimum 5 Sgr.

35. Im § 59, die „Zahlungssätze bei Extrapost-

und Courierbeförderungen" betreffend, erhalten die

Absätze I und II folgende Fassung:

I. An Vergütung für die Pferde ist pro Kilome¬

ter zu zahlen:

für ein Extrapostpferd .2 Sgr.,
für ein Courierpferd 2^/« Sgr.

II. Das Wagengeld beträgt ohne Unterschied der

Gattung des Wagens oder Schlittens pro Kilometer
1 Sgr.

36. In demselben Paragraphen erhalten dre

Absätze XIV, XV, XVI, XVIII und XXVII folgende
Fassung:

XIV. Das Postillonstrittkgeld beträgt ohne Unter¬

schied der Bespannung für jeden Postillon auf den
Kilometer 1 Sgr.

XV. Unentgeltlich hergegebene Mehrbespannung

kommt bei Berechnung des Chausseegeldes nicht in
Betracht.

XVI. Extrapostreisende, die sich am Bestimmungs¬

orte ihrer Reise nicht über sechs Stunden aufhalten,
haben, wenn sie mit den auf der Tourreise benutzten

Pferden bz. Wagen einer Station die Rückfahrt bis

zu dieser Station bewirken wollen, und sich vor der

Abfahrt darüber erklären, für die Rückfahrt nur die

Hälfte der nach den Sätzen unter », b, o und 6 stch

ergebenden Beträge zu entrichten, als Minimum

jedoch für die ganze Fahrt die Kosten für eine Tour¬
beförderung von 15 Kilometern.

XVIII. Zwischen der Ankunft und dem Antritt

der Rückfahrt niuß den Pferden eine Ruhezeit min¬
destens von der Dauer der einfachen Beförderungs¬

frist gewährt werden.
XXVII. Benutzt ein im Orte befindlicher Reisen¬

der die bestellten Extrapostpferde nicht, so hat derselbe,

wenn die Abbestellung vor der Anspannung erfolgt,

keine Entschädigung, wenn dagegen die Pferde zur

Zeit der Abbestellung bereits angespannt waren, den

Betrag des reglementsmäßigen Extrapost- :c., Wagen-

und Trinkgeldes für fünf Kilometer, sowie die ganze
Wagenmeistergebühr als Entschädigung zu entrichten.

37. In demselben Paragraphen erhält der erste

Satz im Absatz XXX folgende Fassung:
XXX. Für die Beförderung der Reisenden wird

erhoben:

1) das reglementsmäßige Extrapost - rc., Wagen-

und Trinkgeld,

») wenn die Entfernung von einem Pferde¬

wechsel zum anderen mehr als 15 Kilometer beträgt,

nach der wirklichen Entfernung,
5) wenn solche weniger als 15 Kilometer beträgt,

nach dem Satze für 15 Kilometer,

2) die einfache Wagenmeistergebühr, welche von

der Postanstalt am Stations-Adgangsorte der Extra¬

post zu berechnen ist.
38. In demselben Paragraphen erhalten das

Marginal unter n) und die Absätze XXXI, XXXII

und XXXIII folgende Fassung:

n) Extraposten rc. nach Orten unter 15 Kilometern.
XXXI. Für Extraposten :c. nach Orten unter 15

Kilometern werden die Gebühren für eine Entfer¬
nung von 15 Kilometern erhoben.

XXXH. Wenn die Reise an einem Orte endigt,



welcher nicht über 10 Kilometer hinter oder seitwärts

einer Station liegt, so hat der Reisende nicht nöthig,

auf der letzten Poststation die Pferde zu wechseln,

vielmehr müssen ihm auf der vorletzten Station die

Pferde gleich bis zum Bestimmungsorte gegen Ent¬
richtung der reglementsmäßigen Sätze für die wirk¬

liche Entfernung, jedoch mindestens für 15 Kilometer,
gegeben werden.

XXXm. Geht die Fahrt von einer Station bz.
von einem Eisenbahn-Haltepunkte ab und über eine

Station hinaus, welche nicht über 10 Kilometer vom
Abfahrtsorte entfernt liegt, so kann über diese Station

ohne Pferdewechsel ebenfalls gegen Entrichtung der

reglementsmäßigen Sätze für die wirkliche Entfer¬

nung, jedoch mindestens für 15 Kilometer, hinaus¬
gefahren werden.

39. In demselben Paragraphen erhält das
Marainal unter v) und der dazu gehörige Absatz
XXXIV folgende Fassung:

p) Umrechnung in die landesübliche Münzwährung.

XXXIV. Wegen Umrechnung der Beträge an

Extrapost- ie. Gebühren in den Gebieten mit anderer,

als der Thaler- und Silbergroschen-Währung gelten
die Vorschriften im 8 44 Absatz XXI.

40. Im § 63 erhält der erste Satz im Absatz
IV folgende Fassung:

IV. Beträgt der zurückzulegende Weg nicht über

20 Kilometer, so darf der Postillon ohne Verlangen
des Reisenden unterwegs nicht anhalten.

In der Anlage Hu § 43 des Post - Reglements,

Zusammenstellung der Tarisbestimmungen, treten
folgende Aenderungen ein:

41. Im § VII erhält der zweite Satz, das

Porto für Vorschußsendungen betreffend, folgende
Fassung:

An Porto für Vorschußsendungen sind zu erheben:

s) für Vorschußbriefe (Postkarten, Drucksachen und

Waarenproben), ohne Unterschied des Gewichts:
auf Entfernungen bis 10 geographische

Meilen einschließlich ... 2 Sgr. bz. 7 Kr.,
auf alle weiteren Entfernungen ... 4 Sgr.

bz. 14 Kr.,

Für unfrankirte Postvorschußbriefe wird ein Porto¬
zuschlag von 1 Sgr. bz. 3 Kr. erhoben.

Bei portopflichtigen Dienstsachen findet dieser Zu¬
schlag nicht statt.

b) für Vorschußpackete das betreffende Port» für
das Packet.

42. Im § xm erhält der Absatz unter I b,

das Expreßbestellgeld nach dem Landbestellbezirke
betreffend, folgende Fassung:

b) wenn die Bestellung im Landbestellbezirke der

Postanstalt erfolgt, für jede Sendung pro Kilometer

1 Sgr. bz. 3'/, Kr., sim Ganzen jedoch nicht unter

4 Spr. bz. 14 Kr. für jede Bestellung.
Die bei Berechnung des zu erhebenden Gesammt-

betrages sich etwa ergebenden Bruchkreuzer sind auf
volle Kreuzer abzurunden.

43. Im 8 XIV, die .Nachsendung« betreffend,

erhält der erste Satz folgende Fassung:

Für nachzusendende Packete, für nachzusendende Briefe
mit Werthangabe und für nachzusendende Briefe mit

PostVorschuß wird das Porto und bz. auch die Ver¬

sicherungsgebühr von Bestimmungsort zu Bestim¬
mungsort zugeschlagen; der Portozuschlag von 1 Sgr.

wird jedoch für die Nachsendung nicht erhoben.

44. Im Z XV, die .Rücksendung« betreffend,
erhält der erste Satz folgende Fassung:

Für zurückzusendende Packete, für zurückzusendende
Briefe mit Werthangabe und für zurückzusendende Briefe

mit PostVorschuß Ist das Porto bz. auch die Ver¬

sicherungsgebühr für die Hin- und für die Rücksen¬

dung zu entrichten; der Portozuschlag von 1 Sgr.

wird jedoch für die Rücksendung nicht erhoben.

45. Im § XlX, den „Verkauf von Formularen

zu Postkarten rc. betreffend«, erhält das Marginal
und der letzte Satz folgende Fassung:

Verkauf von Formularen zu Postkarten, zu Postan¬

weisungen, zu Post-Packetadressen, zu PostMandaten
oder zu Postbehändigungsscheinen.

Formulare zu Post-Packetadressen, zu Postmanda-
ten, sowie zu Postbehändigungsscheinen können bei

den Postanstalten zum Preise von ^ Sgr. für 5

Stück bezogen werden.

Berlin, den 23. Dezember 1873.

Der Reichskanzler: Fürst v. Bismarck.

zz. 78. Auf Grund der Vorschrift im 8> 3. des

Gesetzes vom 23. Dezember 1867 (Gesetzsammlung

Seite 1929), betreffend die Abhülfe des in den Re-

gierungs-Bezirken Königsberg und Gumbinnen herr¬

schenden Nothstandes, habe ich bestimmt, daß die

nach 8> l- dieses Gesetzes in Umlauf gesetzten Dar- -

lehnskassenscheine, deren Zurückziehung aus dem Um¬

laufe nach dem Gesetze vom 1. Februar 1871 (Gesetz¬

sammlung Seite 89) nach dem 31. Dezember 1873
erfolgen soll, fortan bei der General-Staats - Kasse

in Berlin, bei den Königlichen Regierungs Haupt-

Kassen, den Königlichen Bezirks-Haupt-Kassen in der

Provinz Hannover und bei der LandeS-Haupt-Kasse

in Sigmaringen angenommen und von denselben

eingelöst werden sollen.

Indem ich dies hierdurch zur öffentlichen Kenntniß

bringe, fordere ich die Inhaber von Darlehns-Kassen-

scheinen zu deren Einlieferung bei den vorerwähnten

Kassen auf.

Berlin, den 5. Januar 1874.
Der Finanz-Minister: Camphausen.

Verordnungen u Bekanntmachungen
der Provinzial-Behörden

KM. 53. Nachdem die feste Eisenbahnbrücke über

den Rhein bei Rheinhausen fertig gestellt ist und eine

Behinderung für das Durchfahren der Flöße durch
die Baugerüste in den Brückenöffnungen nicht mehr

besteht, wird die unterm 5. April 1872 erlassene Ver-
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ordnung. welcher zu Folge nur Flöße von einer
Breite bis zu 50 Meter die Brückenöffnung Passiren

sollen, breitere Flöße aber auf Kosten der Rheinischen-

Eisenbahn-Gesellschaft gespalten und einzeln durch

die Oeffnung geleitet werden mußten, hiermit wieder

aufgehoben/

Coblenz, den 24, Dezember 1873.

Der Ober-Präsident der Rheinprovinz:
von Bardeleben.

SS. 54. Betreffend das Aufhören des Durchbug-
sirens der Schiffe und Flöße durch die Baustelle der

Eisenbahnbrücke über den Rhein bei Rheinhausen.

Auf Grund der von mir erlassenen Bekanntmachung,
betreffend den Bau einer festm Eisenbahnbrücke über

den Rhein bei Rheinhausen vom 5. März 1872, hat

die Directton der Rheinischen-Eisenbahn Gesellschaft
nach Vorschrift von Art. 8 der gedachten Bekannt¬

machung zur sicheren Leitung der Schiffe und Flöße

durch die Brückenbaustelle, Dampfboote unentgeltlich
gestellt.

Nachdem nunmehr der Brückenbau beendet und

die Schutzrüstungen der Pfeiler beseitigt sind, wird
die Beihülfe von Dampfbooten bei der Durchfahrt der

Segel-Schiffe und Flöße durch die genannte Brücke

nicht mehr nöthig, weßhalb denn auch die bisherige

Verpflichtung der Eisenbahn-Direktion jene Schiffe

und Flöße unentgeltlich durch die Brücke zu führen,
hiermit aufgehoben wird.

Coblenz, den 27. Dezember 1873.

Der Ober-Präsident der Rheinprovinz:
von Bardeleben.

Sk-64. Besetzte Pfarrstel le.

Die Wahl des Predigtamts- Candidaten Gustav

Adolph Windrath in Orsoy zum Pfarrer der evange¬

lischen Gemeinde zu Burgwaldniel — Brüggen ist von
uns landesherrlich bestätigt worden.

Coblenz, den 22. Dezember 1873.

Königliches Consistorium.

Verordnungen u. Bekanntmachungen
der Königlichen Regierung

S?» 41. Bet dem Königlichen Gewerbegerichte zu
Elberfeld scheiden wegen.A'blaufs der Wahlperiode mit
Ablauf dieses Jahres die Mitglieder: Commerzienrath

M. Simons, Gustav Wolff, Friedrich Elsas und Wilh.
Emons aus. Bet der am 15. dss. Mts. stattgehab¬

ten Ergänzungswahl sind die Genannten wieder ge¬
wählt und diese Wahlen von uns bestätigt worden.

Düsseldorf, den 39. Dezember 1873. I. III. 6362.

S8- 55. In der Nacht vom 31. Dezember v. Js.

zum 1. Januar d. I. ist die im Jahre 1871 im Kgl.

Sternbusche zu Wasserburg bei.Eleve gepflanzte Kaiser-

und Friedenseiche von ruchloser Hand zerstört worden,

indem nicht nur die Eiche selbst, sondern auch die vier

Pfosten des Schutzgeländers von 5 Centimeter starkem

Eichenholze unmittelbar am Boden abgesägt sind. Nach

Vcrübung des Zerstörungswerks, an welchem jedenfalls

mehrere Personen betheiligt gewesen, sind die abgesäg¬

ten Stücke in das benachbarte Gewässer geworfen. Dem¬

jenigen, welcher den oder die Frevler entdeckt oder der¬

artig zuverlässige Mittheilung über dieselben zu geben

vermag, daß ihre Bestrafung herbeigeführt werden kann,

sichern wir eine Prämie im Betrage von 50 Thlr. zu.

Sämmtliche Polizeibehörden werden hierdurch ange¬

wiesen, für sofortige geeignete Bekanntmachung dieses

Erlasses Sorge zu tragen

Düsseldorf, den 5. Januar 1874. I. II. 92.

SV. 65. Nachdem das Gesetz betreffend die Kau¬
tionen der Staatsbeamten vom 25. März v. I. im

§. 6 für den ganzen Umfang der Monarchie bestimmt

hat, daß die faustpfandlichen Rechte an den als

Kaution niedergelegten Werthpapieren mit voller

rechtlicher Wirkung erworben werden, sobald der

Empfangsschein über die Niederlegung ertheilt ist,
wird, um die Beweisführung der stattgefundenen Er-

theilung des Empfangsscheines zu sichern, auf höhere
Anordnung hiermit zur Beachtung für alle Fälle, in

denen künftig Kassen- und Magazin- oder andere

Beamte dem Staate gemäß §. l des Gesetzes vom

25. März 1873 eine Kaution zu leisten haben, folgen¬
des Verfahren vorgeschrieben: 1. der Beamte wird

aufgefordert, die betreffenden Papiere bei der Regie-

ruugs Hauptkasse zu deponiren .2. sofort beim Eingang
derselben füllt der Kassenbeamte den Kautions-Em-

pfangschein aus; 3. gleichzeitig ist (ohne Stempel)
in zwei Exemplaren folgendes gedruckte Formular zu

vollziehen:
Stempelfrei:

Von den Unterzeichneten wird hiermit bescheinigt,

daß die Staatsschuldversckreibungen äs . . .

zur Summe von buchstäblich
von dem

als Kaution für

in dem Amtslokale der Negs.-Haupt-Kasse zu Düssel¬

dorf übergeben sind und Per darüber ausgestellte

Empfangschein dem mitunterzeichneten Kautions-

steller ertheilt ist.

Düsseldorf, den ... 13 den ... 13 .

I,. 8. Kgl. Regs. Haupt-Kasse. Der Kautionssteller.

Deposital Manual .

Düsselorf, den . .

Gesehen
. . 13 .

Der Kassen-Kurator.

Vermerk der gerichtlichen Einregistrirung nach¬

folgend.
4. Ist der Beamte nicht persönlich anwesend, so sind

nebst Kautions-Empfangschein beide Exemplare dem¬

selben unverzüglich zuzusenden, damit er die Verhand¬

lung aä 3 seinerseits gleichfalls unter Hinzufügung

des Datums vollziehe. 5. Der kautionspflichtige
Beamte behält den Kautions-Empfangschein, hatJa-

gegen beide Exemplare der Verhandlung all 3 sofort

bei einem beliebigen Friedensrichter (auch wennscher

betreffende Beamte unter allgemeinem Landrechl



wohnt) einregistriren zu lassen und das eine eiuregistrir-

te Exemplar demnächst der Hauptkasse zuzustellen.
Düsseldorf, dm 7. Januar 1874, 11 V 7442.

66, Von der Kaiser!, Russischen Staats-Regie-

rung sind folgende Abänderungen in den Bestimmungen

über das Paßwesen für den Reiseverkehr im Königreiche

Polen resp, in den Kais.RussischenStaaten getroffen worden,
welche hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden.

Ausländer können fortan auf Grund eines von einer

Kaiserlich russischen Mission visirten Passes sich ein
halbes Jahr lang in Rußlands— einschließlich des Kö¬

nigreichs Polen — aufhalten. Nach Ablauf dieser Frist

haben sie sich entweder mit einem neuen heimathlichen,

von einer russischen Mission visirten Passe zu versehen,

oder, wenn sie sich länger aufhalten wollen, ein russi¬

sches Le itimationsbillet zu lösen, wofür zwei Rubel
für das Jahr zu entrichten sind.

Diese Legitimationsbillcts, welche gleichzeitig als Le¬

gitimationen für Reisen dienen, werden alljährlich erneu¬

ert, ohne daß die Inhaber genötbigt sind, neue heimath¬

liche Pässe beizubringen. Die abgelaufenen Heimaths-

pässe bleiben in den Händen der Inhaber, welche, wenn

sie die Rückkehr nach dem Auslande antreten wollen,

einen russischen Paß gegen Entrichtung von 50 Kopeken
nachzusuchen haben,

Ausländer, welche sich bereits in Nußland aufhalten

und sich im Besitz eines von einer russischen Mission
visirten Passes befinden, können, auch wenn derselbe

abgelaufen ist, schon jetzt ein Legitimationsbillet lösen.

Dagegen haben Ausländer, deren'Pässe nicht dergestalt
visirt sind, diese Visirung zunächst herbeizuführen.

Diese Bestimmung ist auch, sofern dies unentgeltlich

geschieht, durch die Kreisblätter zur weiteren Kenntniß
des Publikums zu bringen.

Düsseldorf, den 10. Januar 1874. I. II. 6710.

k?. 79. Der Vorschrift im § 38 des Grundsteuer¬

gesetzes vom 21. Januar 1839 und Z 8 der vorläu¬

figen Anweisung IV für das Verfahren bei Erhebung
der Grund- und Gebäudesteuer vom 17. Januar 1865

gemäß, werden die Grund- und Gebäudefleuervflichtigen

unseres Verwaltungsbezirks hierdurch benachrichtigt,
daß den Steuer. Empfängern die Grund-und Gebäu-

defieuer-Heberollen für 1874 unter nachgenannten Tagen
zugefertigt worden sind:

1) im Kreise Barmen,

Kayftr und Langenbach zu Barmen, am 30. De¬
zember v. Js.;

2) im Kreise Eleve,

von Bernuth zu Calcar, am 12. und 13. Dezember
v. Js., Meyer zu Goch. am 9. Dezember v. Js., Cae¬

sar zu Eleve, am 16. Dezember v. Js.;

3) im Stadt- und Landkreise Crefeld,

von Gartzen zu Uerdingen, am 12. Dezember v.Js.,

Förster und Wegener zu Crefeld, am 29. Dezember v. I.;
4) im K r ei se Dui s bn rg,

Uter zu Dinslaken, am 10. Dezember v. Js., For-

wick zu Mülheim a- d. Ruhr, am 4. und 24. Dezem¬

ber v. Js. und 2. Januar d. Js., Geißler zu Duis¬

burg, am 18. und 27. Dezember v. Js. und 6. Januar

d. Js>, Dähne zu Ruhrort, am 18. Dezember v. Js.;
5) im Stadtkreise Düsseldorf,

Schuylen zu Düsseldorf, am 22. Dezember v. Js.,

Adams zu Düsseldorf, am 23. Dezember v. Js.;

6) im Landkreise Düsseldorf,
Bieten zu Natingen, am 15. Dezember v. Js., Wächter

zu Gerresheim, am 27. Dezember v.Js.;

7) im Kreise Elberfeld,
Capaun-Karlowa und Müller zu Elberfeld, am 30.

Dezember v. Js.;

8) im Stadt- und Landkreise Essen,

Hermanns zu Essen, am 16. Dezember v. Js., Löcken-
hoff zu Essen, om 6. Dezember v. Js., Hansen zu Werden,

am 20. Dezember v. Js.;

9) im Kreise Geldern,
Zingsem zu Geldern, am 2. Dezember v. Js.. von

Bomsiorf zu Kevelaer, am 6. Dezember v. Js , von

Schüching zu Straelen, am 10. Dezember v. Js.;
10) im Kreise Gladbach.

Becker zu Gladbach, am 13. und 20. Dezember v.

Js., Reusch zu Rheidt, am 20. Dezember v. I?., Meis¬
winkel zu Odenkirchen, am ,°3. und 20. Dezember v.

I., Schervier zu Viersen. am 13. uud 20. Dezember v. I.;
11) im Kreise Grevenbroich,

Niederheilmann zu Jüchen am 22. Dezember v. Js.,

Krauß zu Weveluighovm, am 30. Dezember v. Js.,

Britz zu Wickrath, am 9. Dezember v. Js.;
12) im Kreise Kempen,

Ertkens zu Bracht, am 27. Dezember v. Js., Blas¬

berg zu Süchteln, am 16. und 24. Dezember v. Js.,

von Legat zu Kempen, am 23. Dezember v. Js.,

Wüstmann zu Lobberich, am 23. Dezember v. Js.;
13) im Kreise Lennep,

Woothks zu Lennep, am 24. Dezember v. Js., von

Langen zu Hückeswaaeu, am 13. Dezember v. Js.,

von Carnap zu Ronsdorf, am 1Z. Dezember v. Js.,

Frericks zu Nemscheid, am 13. Dezember v. Js.;
14) im Kreise Mettmann,

Otto zu'Metlmann, am 29. Dezember v. Js., Bren¬

ner zu Langenberg, am 17. Dezember o. Js., Capaun-

Karlowa zu Elberfeld, am 29. Dezember v. Js-;
15) im Kreise Moers,

Janßen zu Moers, am 20. und 27. Dezember v.

Js., Nohl zu Rheinbe.g. am 22. Dezember v.Js., von

Ziemietzky zu Xanten, am 20. Dezember v. Js.;

16) im Kreise Neuß,

Frhr. von Korff zu Neuß. vm 23. Dezember v. Js.,

Halter zu Neuß, am 16. Dezember v. Js.;
17) im Kreise Rees,

Barutzky zu Rees, am 6. Dezember v. Js.. Trappe

zu Emmerich, am 3. Dezember v. Js., Lachenwitz zu

Wesel, am 12. Dezember v. Js.;

18) im Kreise Solingen,

Krumbiegel zu Solingen, am 6. Dezember v. Js.,
Fehl zu Bmscheid, am 9. Dezember v. Js., Schrötter

zu Opladen, am 13. Dezember v. Js.

Düsseldorf, den 12. Januar 1874. II. III. L 119.
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Na chwetsung
Zermächtnisse für Kirchen- und Schulzwecke, für Armen- und V
^m^icgimu>gs-N^ir^^ü^seldor^ür^a^^^^alb^ihr^873^

Schenkgeber. Wem die Schen¬
kung zugefallen.

Gegenstand
der Schenkung

und Betrag
derselben.

Die zu Düsseldorf verstorbene
Rentnerin Wwe. Peter Joseph

Bremer, Elisabeth,
geb. de Groot.

Dieselb e

Kath. Waisenverein
zu Düsseloorf.

Dieselbe.

Die zu Düsseldorf verstorbene
Wwe. des Geh. Archivraths
Dr Lacomblet, Magdalene,

geb. Dörr.
Der verstorbene Director a D.
der höheren Webeschule zu

Elberfeld, E. I. Gombert,
Die zu Barmen - Wupperfeld

verstorbene Emilie Asbeck.
Kaufmann Hugo Schuchard

zu Barmen.
Der zu Schalkholzbei Meide
Regierungsbezirk Schleswig

verstorbeneEingesessene
Hans Timm.

Commerzienrath Carl Kart¬
haus zu Barmen.

Die zu Barmen verstorbene
Wwe. des Joh. Melchior

Overwey, Anna Louise
geb. Striebeck.

Die zu Heisingen verstorbene
Wittwe Joh. Heinrich Geil,

Catharine, geb. Bergmann.
Der zu Eyll verstorbene Muts¬

besitzer und Ackerwirth
Gottfr. Maaß.

Maria Agnes Passer, zu Wal-
beck gestorben.

Die zu Straelen verstorbene
Rentnerin Helene Dericks.

Der durch die barm
herzigen Schwestern
geleiteten Kranken
Anstalt zu Düssel¬
dorf zum Besten der

Anstalt „Christi
Hilf" in Flingern.
Dem Marien-Hospi¬
tal zu Düsseldorf.

Der evang. Gem.
zu Düsseldorf.

Dem städt. Waisen¬
haus zu Elberfeld

DerbergischenBibel-
gesellsch.zuElberfeld.
Stadtgem. Barmen.

Der evang. rhein.
Missionsgesellsch. zu

Barmen.

Der luth. Gem-. zu
Barm.-Wupperfeld.
Der luther. Gem.

Wichlinghausen-
Barmen.

Kathol. Kirche zu
Heisingen.

Kath. Pfarrkirche zu
Nieukerk.

Kath. Pfarrkirche zu
Walbeck

Katholischen Kirche
Straelen.

37,524 Thlr.

3000 Thlr.

16,000 Thlr.

1000 Thlr.
1000 Thlr.

1500 Thlr.

2488 Thlr.

8000 Thlr.

1600 Thlr.

2000 Thlr.

2340 Thlr.
und Wohnhaus

nebst Garten.

3000 Thlr.
250 Thlr.

2000 Thlr.

3000 Thlr.

2600 Thlr.

3250 Thlr.

300 Thlr.

550 Thlr.
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Gegenstand
8
8 Kreis. Schenkgeber. Wem die Schen¬

kung zugesallen.
der Schenkung

und Betrag Zweck.
derselben.

15

16

17

18

V»
vom

Kempen. Der zu Kempen verstorbene
Rentner Heinr. Hecker.

Crefeld. Die zu Crefeld verstorbene
Wwe. Joh. Wilh. Münker,

Anna Christ., geb. Druck.

Gladbach. Die zu Crefeld verstorbene
Wwe. Mertens Maria Gertr.

geb. Kauerz.
Neuß. Die zu Cötn verstorbene Ehefr

Joh. Haak, Elise,
geb. Aldenhoven.

12 Januar 1874.

Kath. Pfarrkirche
Kempen.

Hülfskirche daselbst.
Kath. Pfarrkirche zu
unserer lieben Frau

z h'. Dionysius
zu Crefeld.

Civilgemeinde
Schiesbahn-

2000 Thlr.

2000 Thlr.
je l/o ihres zu
60756 Thlr.
abgeschätzten
Nachlasses.
1200 Thlr.

Gemeinde Zons.

Düsseldorf, den
82. Unter Hinweisung auf unsere Bekanntmachung
heutigen Tage II. 111. ö. Nr. 119, die erfolgte

Zusendung der diesjährigen Heberollen der Grund und
Gebäudesteuer an die Stcuerempfänger betreffend, machen
wir die Grund- und Gebäudesteuerpflichtigenauf die
folgenden gesetzlichen Bestimmungenbesonders auf¬
merksam:

Einwendungen gegen die Festsetzungen der Heberollen
müssen binnen den drei ersten Monaten des Jahres
bei dem Kataster- Controleur schriftlich
angebracht werden (§ 9 der Anweisung IV. vom 17.
Januar 1865.)

Bei dem Bürgermeister oder dem Kataster-Controleur
sind anzumeldenalle Veränderungen der Gebäude, welche
eine Erhöhung des Nutzungswerthes zur Folge haben,
nämlich:

») alle Neubauten, wesentliche Verbesserungen von
Gebäuden durch Aufsetzen von Stockwerken, Anbauten
oder Vergrößerungen der zugehörigen Hofräume und
Hausgärten. Die Anmeldung dieser Veränderungen
muß spätestens drei Monate vor dem Termine erfolgen,
mit welchem die betreffenden Gebäude zur Besteuerung
resp, zu einer höheren Besteuerung gelangen müssen.
(8 17 des Gesetzes vom 21. Mai 1861.)

Neubautenoder von Grund aus wieder aufgebaute Gebäude,
werden erst nach Ablauf zweier Kalenderjahreseit dem Kalender-
jähr, in welchem sie bewohnbar beziehungsweise nutzbar geworden
find, zur Gebäudcsicucr herangezogen. Ebenso treten Steuer-
erhöhungenin Folge von Verbesserungen der Gebäude erst nach
Ablauf zweier Kalenderjahreseit dem Jahre, in welchemdie
Verbesserung vollendet worden ist, in Kraft, (ß 19 b, o.)

d) Die Umwandlung von gewerblichen Gebäuden in
Wohnungen, und zwar binnen drei Monaten nach Ab¬
lauf des Jahres, in welchem die Veränderungeingetreten
ist. (8 17 I. o.)

o) Der Uebergang steuerfreierGebäude in die Klasse
der steuerpflichtigen, und zwar in dem Monat, in wel¬
chem die Gebäude die bisherige die Steuerfreiheitbe¬
dingende Eigenschaft verloren haben. (8 22 a der Anw.
lV. v. 17. Januar 1865.)

Armenzwecke.

5000 Thlr. Errichtung u. Erhaltung
einer höheren Schule.

I. V. 6. 178.
Wer die Anmeldung der sub u - o gedachten Ver¬

änderungen unterläßt, verfällt, wenn dadurch dem Staate
Steuer vorenthalten ist, in eine dem doppelten Betrage
der vorenthaltenen Steuer gleichkommende Geldbuße, in
den übrigen Fällen in eine Geldbuße von 10 Sgr. bis
5 Thlr. (S 17 des Ges. v. 21. Mai 1861.)

Ferner sind bei dem Bürgermeister oder Kataster-Contro¬
leur anzumeldenalle Veränderungen,welche eine Ver¬
minderung der Gebäudesteuer zur Folge haben, näm¬
lich : Umwandlung eines Wohnhauses in ein gewerbliches
Gebäude, gänzlicher oder theilweiserAbbruch eines Ge¬
bäudes, gänzliche oder theilweise Zerstörung eines sol¬
chen durch Brand, Ueberschwemmungoder sonstige Natur¬
ereignisse, gänzliche oder theilweise Abtrennung der zu
den Gebäuden gehörenden Hosräume und Hausgärten,
Uebergang eines steuerpflichtigen Gebäudes in die Klasse
der steuerfreien, und muß die Anmeldung in dem Monate
geschehen, in welchem die Veränderung eingetreten ist.
(Z 23 der Anw. IV. v. 17. Januar 1865.)

Unterbleibt die Anzeige einer derartigen Veränderung,
so wird die Steuer bis für den Monat einschließlich
forterhoben, in welchem die Anzeige erfolgt. f§ 17 des
Ges. v. 21. Mai 1861.)

Anträge auf Erlaß von Grundsteuer wegen
solcher Naturereignisse, welche den Jahresertrag der
besteuerten Ländereien ganz oder therlweise zerstören,
müssen bei Verlust der Ansprüche binnen 8 Tagen nach
dem Eintritt des Ereignisses bei dem Bürgermeister
angebracht oder begründet werden. (§8 7 und 13 der
Anw. v. 21. Januar 1839.)

Anträge auf Erlaß oder Erstattung des Jahresbetrages
der Gebäudesteuer für solche Gebäude, welche er¬
weislich während eines ganzen Jahres gänzlich unbenutzt
geblieben sind, müssen gleich nach Ablauf des Jahres
bei dem Bürgermeister angebracht werden. (8 19 des
Ges. v. 21. Mai 1861.)

Gesuche Grundsteuerpflichtiger um baare Geld¬
un t e r st ü tz u n g e n aus dem Grundsteuerdeckungsfonds
wegen erlittener Unglücksfällesind stets ohne Ver-



zu g bei dem Bürgermeister anzubringen. (§17
Anw.v. 21. Januar 1839.)

Die Entrichtung von Gebäudesteuer giebt kein Anrecht
zu ähnlichen Nnterstützungsgesuchen, wie die ebenerwähn¬
ten, weil mit der Gebäüdesteuer keine Beischläge zum
Grundsteuerdeckungsfondserhoben werden, und mithin
nur die Besitzer besteuerter Liegenschaften an
diesem Fonds betheiligt sind.

Die Herren Landräthe veranlassen wir der vorstehenden
Bekanntmachungdurch Aufnahme derselben in die Lokal¬
blätter eine weitere Verbreitung zu verschaffe».

Düsseldorf, den 12. Januar 1874. II. III. II. 121.
«M. 83. Unsere Amtsblattbekanntmachung vom 3. v. Mts.
(Stück 53 Nr. 1636) wegen Entwendungeines Ge¬
mäldes aus der Kirche Santa Maria delle Gracie bei
Sinigaglia (Italien) ist erledigt, da das fragliche Ge¬
mälde in Rom aufgefundenworden ist.

Düsseldorf, den 13. Januar 1874. I. II. 236.
<»S. 86. Der evangelischen Diakonissen-Kranken-
Anstalt zu Posen, welche der Pflege der Kranken
jeder Confession und Nationalität gewidmet ist und
auf diesem Gebtete segensreiche und weit über die
Grenzen der Provinz Posen hinausgehende gemein¬
nützige Erfolge erzielt hat, ist von dem Herrn Mi¬
nister des Innern durch Rescript vom 7. März v. I.
die einmalige Abhaltung einer Hauscollecte bei den
evangelischen Bewohnernder acht älteren Provinzen
der Monarchiebewilligt worden.

Die Collecte soll in dem diesseitigenVerwaltungs¬
bezirke in den Monaten Februar, März und April
d. I und zwar durch die von den einzelnen Pres-
byterien für ihre Gemeinden zu bestimmenden Samm¬
ler abgehalten werden, welche indessen in den ihnen
auszustellenden Legitimationennamentlich bezeichnet
sein müssen, die gesammelten Gaben jedoch an sich
behalten können.

Indem wir solches hiermit zur öffentlichen Kennt¬
niß bringen, empfehlen wir die Collecre dem bekann-
ten WohlthätigkeitSsinneder Einwohner unseres
Bezirkes.

Düsseldorf, den 14. Januar 1874. I. V. k. 2i23.
KK- 87. Unter Bezugnahme auf unsere Bekannt¬
machung vom 9. Juli v.J. (Amtsbl. St. 29 Nr. 992»
bringen wir hierdurch zur öffentlichen Kenntniß,daß
der Termin zur Abhaltung der Hauscol¬
lecte für den Bau der evangelischen Kirche zu Wid-
dert, im Kreise Solingen, durch Rescript des Herrn
Ober-Präsidentender Rheinprovinzzu Coblenz vom
20. v. M- Nr. 9759 bis zum 1. April d. I. aus¬
gedehnt worden ist.

Düsseldorf, den 14. Januar 1874. I. V. II. 405?.

Verordnungen u« Bekanntmachungen
anderer Behörden

«?. 2. Nachdem eine der Verausgabung falscher
Preußischer Einlhalerstückemit der Jahreszahl 1854
überführte Person zur Haft gezogen worden, ersuche
ich Alle, denen solche gefälschte Stücke angebracht

worden sind, sich bei der nächsten Polizeibehörde oder
auf meiner Amtsstube Zimmer Nr. 61 im hiesigen
Justizgebäude zu melden und die gefälschten Stücke
abzuliefern.

Düsseldorf, den 27. Dezember 1873.
Der Untersuchungsrichter I.: I. V.: Greiß.

S8. 20. Der Ausschuß des Unterstützungsvereins
der Gerichtsvollzieher des hiesigen Landgerichtsbezirks
ist für das nächste Kalenderjahr gebildet aus den
Gerichtsvollziehern:

U.Hamacherals Vorsteher,
2. Schriever als Protokollführer,
3. Kessels als Cassirer,

welches hiermit bekannt gemacht wird.
Düsseldorf, den 20. Dezember 1873.

Der Ober-Prokurator: gez. v. Guerard.
KN 25. Durch Urtheil des hiesigen Königlichen

Landgerichts vom 22. Oktober 1873 ist der Anton
Schmitz, früher Spuler, jetzt geschäftslos zu Crefeld
Wohnbast und gegenwärtig daselbst in der Alexianer-
Anstalt untergebracht,inierdizirt worden.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirks ersuche
ich der Vorschrift des Artikels 501 d. B. G.-B. zu
genügen.

Düsseldorf, den 23. Dezember 1873.
Der Ober-Prokurator: gez. v. Guerard.
42. Bei der hiesigen Ober-Post-Directionlagern

folgende, im 4. Quartal v. Js. eingesandte unbestell¬
bare Gegenstände:

1 Geld- und Packetsendungen:
1 Brief aus Neuß an Kehler m Cöln mit 3 Thlr.,

1 Brief aus Neuß an Kchlimann in —? mit 1 Thlr,
1 Brief aus Ohligs an Heusen in Neuß mit 1 Thlr.,
1 Post-Anweisung aus Essen an Kamper in Fröntrop
über 7 Thlr. 18 Sgr. 7 Pf., 1 Post-Anweisungaus
Essen an Kanitz in Königsberg über 26 Sgr., 1 Post-
Anweisung aus Essen an Buscher m Wattenscheidtüber
2 Thlr., i Post-Anweisungaus Crefeld an Busch in
Crefeld über 3 Thlr., 1 Post-Anweisung aus Steelc
an Blömecke in Peckelsheimüber 2 Thlr., i Packet aus
Essen an Hahn in Wesel, 6 Pfd.; 1 Packet aus Essen
an Tille in Bergheim, 6 Pfd.; 1 Packet aus Oberhau¬
sen an Kipp in Gevelsberg, 2 Pfd.; 1 Kiste aus Essen
an Herz in Bochum, 7 Pfd.; 1 Packet aus Essen an
Modersohn in Lippstadt, 12 Pfd.

2. Aufgefundene Gegenstände:
1 Handtasche, 1 Weste, 1 Kinderhütchen, 1 Rock,

1 Regenschirm, 2 Stöcke.
Die unbekannten Absender resp. Eigenthümer dieser

Gegenstände wollen sich wegen deren Empfangnahme
binnen 4 Wochen bei der Ober-Postdirectionoder der
ihnen zunächst gelegenen Post-Anstalt melden.

Nach Ablauf dieser Frist werden die Gegenstände
verkauft, und der Erlös sowie die aus den Geldbrie¬
fen und Post-Anweisungen herrührendenBeträge der
Post-Armen-Kasseüberwiesen.

Düsseldorf, den 2. Januar 1874.
Der Kaiserliche Ober-Post-Director:Friederich.



? I.-^56. Das Königliche Landgericht zu Aachen hat
durch Urtheil vom IS. Dezember v. I. Behufs Fest¬
stellung der Abwesenheit des Mechanikers Philipp

einrich Bouvet, zuletzt in Eupen wohnhaft, ein
eugenverhör verordnet.
Cöln, den 3 Januar 1874.

Der General-Prokurator:
Dr. Frhr. v. Seckendorff.

7S. 57. Durch Urtheil des Königlichen Landge¬
richts zu Elberfeld vom 4. November 1873 ist der
Weber Eduard Krauz aus Mettmann für unfähig
erklärt worden, seinem Vermögen und seiner Person
vorzustehen.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirkes werden
hierdurch in Gemäßheit des Artikels S01 des bürger
lichen Gesetz - Buches und des Z. 18 der Notariats-
Ordnung von Vorstehendem in Kenntniß gesetzt.

Elberfeld, den 7. Januar 1874.
Der Ober-Prokurator: gez. E-bermaier.

7S 58. Durch Urtheil des hiesigen Königlichen
Landgerichts vom 17. November 1873, ist der Leon-
hard Merbecks, Seidenweber zu Buscher, Bürger¬
meisterei Gladbach, gegenwärtig in der Alexianer-
Anstalt zu M.-Gladbach untergebracht, interdizirt
worden.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirks ersuche
ich der Vorschrift des Artikels 501 des B. G. - B.
zu genügen.

Düsseldorf, den 27. Dezember 1873.
Der Ober-Prokurator: gez. von Guerard.

ZA. 67. Assisen zu Düsseldorf.
Die Eröffnung der gewöhnlichen Assisen im Be¬

zirke des Königlichen Landgerichts zu Düsseldorf
für das I. Quartal 1874 wird hiermit auf Diens¬
tag, den ». Februar 187A, festgesetzt und der
KöniglicheAppellations-Gerichts-Nath Herr Wolfs
zum Präsidenten derselben ernannt.

Gegenwärtige Verordnung soll auf Betreiben des
KöniglichenHerrn General - Prokurators in der ge¬
setzlichen Form bekannt gemacht werden.

Cöln, den 31. Dezember 1873.
Der Erste Präsident des Königlichen Rheinischen
Appellations-Gerichtshofes Geheimer Ober-Justizrath:

gez. vr. H. Heimsoeth.
Für gleichlautende Ausfertigung
(1.8.) Der Ober-Sekretair: Hermanns.

?S 72. Die PostHalte- resp. Passagierbillet - Ver¬
kaufstelle in Krekersweg auf dem Personenpost-Course
zwischen Cöln und Hückeswagen ist nach Stumpf,
und diejenige in Waldhausen auf dem Course zwischen
M.-Gladbach und Nieoerkrüchten aus dem Hause der
Gebr. Hensen nach dem Hause des Joh. Schmitz da¬
selbst verlegt worden.

Die Billet - Verkaufstelle — Muhlert — auf dem
Course zwischen Bocholt und Wesel ist aufgehoben.

Düsseldorf, den 7. Januar 1874.
Der Kaiserliche Ober-Postdirector: I. V.: Heitling.
7K. 81. Durch Urtheil des Königlichen Landge¬

richts zu Elberfeld vom 20. October 1873 ist die
Wittwe Carl Hoevelmann Maria Henriette geborene
Schaefer aus Ronsdorf für unfähig erklärt worden,
ihrem Vermögen und ihrer Person vorzustehen.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirkes werden
hierdurch in Gemäßheit des Artikels 501 des bürger¬
lichen Gesetzbuches und des 8 18 der Notariats-
Ordnung von Vorstehendem in Kenntniß gesetzt.

Elberfeld, den 10. Januar 1874.
Der Ober-Prokurator: gez. Ebermaier.

Sichsrheits-Polizsi.
77. 59. Am 36. v. Mts. ist dem Schiffszimmer¬
lehrling Heinrich Trappmann aus der Kajütte eines
im Rheinkanal zu Duisburg liegenden Schiffes, eine
silberne Ankeruhr mit Goldrand, weißem Zifferblatt,
römischen Zahlen, Secundenzeiger, mit der Nr. 4278,
nebst Gummischnur mit gewöhnlichem Uhrschlüssel,
entwendet worden.

Ich ersuche alle Diejenigen, welche über den Ver¬
bleib der gestohlenen Uhr sowie über die Thäter¬
schaft Auskunft geben können, hiervon mir oder der
nächsten Polizeibehörde Anzeige zu machen.
Wesel, den 2. Januar 1874. Der Staatsanwalt.
78- 62. Es sind entwendet:

I. Am 15. December v. I. dem Tagelöhner Fried¬
rich Hubert Wirtz zu Duisburg eine Schiebkarre,

II. Am 18. December v. I. dem Schiffer Wilh.
Spieker von Eppinghofen im Wartesaal dritter Klasse
der Bergisch-MärkischenEisenbahnzu Mülheim a. d. R.
eine rothe Plüsch-Reisetasche,mit blauem Leinen ge¬
füttert, mit Lederbesatzund 10 bis 12 schweren kupfer¬
nen Ringen nebst deren Inhalt: 1) ein Hundert-
thalerschein und drei Zehnthalerscheine, 2) sechs lei¬
nene Hemden, gez. V7. 3p., 3) sechs Paar Strümpfe
gez. ^V. 8p., von verschiedenenFarben, 4) eine ge¬
webte grau baumwollene Unterhose, 5) eine blaue
Tuchjacke,6) zwei Paar Biixkin-Hosen, 7) eine ge¬
webte Unterjacke mit neuen dunkelgrauen Aermeln,
3) eine feine Sammetweste, schwarz mit weißen Punk¬
ten, 9) ein Paar rothe und ein Paar graue Sayett-
Handschuhe, 10) ein schwarzes Thibet-Halstuch.

Ich ersuche alle Diejenigen, welche über den Ver¬
bleib der gestohlenen Gegenstände, sowie über die
Thäterschaft Auskauft geben können, hiervon mir oder
der nächsten Polizeibehörde Anzeige zu machen, mit
dem Bemerken, daß in Betreff des Diebstahls s-cl H.
der Bestohlene auf die Ermittelung des Diebes eine
Belohnung von dreißig Thalern ausgesetzt hat.

Wesel, den 5. Januar 1874. Der Staatsanwalt.
?V> 68. In der Nacht vom :7. zum 18. d. Mts.
sind aus der auf dem Carlsplatz Hierselbst befindlichen
Schaubude ein Rock, Hose und Weste von dunkel¬
grauer Farbe mit feinen Streifen, der Rock hatte
zwei Reihen Knöpfe und war an den Schößen ganz
abgerundet, die Weste war zweireihig und unten
ebenfalls rund abgeschweift; alle Gegenstände waren



neu; ferner zwei neue Faltenhemde von Shirting
ohne Zeichen, ein Paar rothe Manschettenknöpfevon
Korallen und eine Summe Geldes in folgenden
Münzsorten: 16 einzelne harte Thaler, ein Zwanzig¬
markstück in Gold, ein holländischer Reichsthalcr,46
österreichische Silbergulden, 14/s Gulden in bayerischen
Drei- und Sechskreuzerstücken,gestohlen worden.

Ich ersuche einen Jeden, welcher über den Dieb
oder den Verbleib der gestohlenen Gegenstände und
Gelder Auskunft geben kann, mir oder der nächsten
Polizeibehörde hiervon Mittheilung zu machen.

Düsseldorf, den 29. Dezember 1873.
Der Ober-Prokurator: gez. v. Guerard.

A<» 74. Am Abende des 1. Novemberv. I. sind
aus einem zu Hagelkreuz bei Norf gelegenen Gebäude
mittelst Einbruchs die nachbenannten Gegenstände ge¬
stohlen worden: 1) eine Lütticher Doppelflinte mit
damascirten Läufen und silbernem Korn. Kolben
und Hals waren mit Silberstiften beschlagenund be¬
fand sich am Kolben Schnitzwerk in Form eines
Hirschgeweihes, 2) eine alte schwere iranzösische sil¬
berne Taschenuhr mit Datums ,eiger, langer, schwerer,
silberner Kette und an dieser befindlicher kleineren
Uhrschlüsselkette. Auf dem weißporzellanenen Ziffer¬
blatt ist eine Verletzung neben dem Schlüsselloch mit
weißem Kitt ausgefüllt, 3) ein Bettüberzug, oben mit
bräunlichen Blumen auf roth und weißem Grunde,
unten weißer Nessel, 4) ein silbernes Kreuzchen 1ff2
Zoll lang, 1 Zoll breir, mit dem Heiland und einer
oben ausgebrochenen Oese, S) ein silberner Mantel¬
krampen — einfacher Krampen einerseits und 3 ein¬
fache Ninge zum Kürzer- oder Weitereinkrämpm
andererseits —, 6) fünf neusilbernc Eßlöffel, 7) ein
halbes Dutzend Messer mit schwarzen hölzernen Stie¬
len, 8) drei Mannshemden,eines von Leinen und 2
von Nessel, Alle mit G. gezeichnete,9) vier Frauen¬
hemden, eines von feinem Leinen und E gezeichnet,
zwei von gröberem Leinen und eines von Nessel ohne
Zeichen, 10) ein Gebetbuch, von Kempen (nicht Tho¬
mas von Kempen» verfaßt, in grünem Saffian-Ein¬
band. Das Titelblatt zeigt ein Muttergottesbild und
rechts von demselben einen Kranz, worin die Worte:
„Gegrüßet seist du Maria" stehen. Die letzte Seite
ist festgeklebt und unter derselben stehen die Worte:
„Maria Scholl", 11) ein Paar leinene Handtücher
ohne Zeichen und ein Gebildtischtuch, gezeichnet E.,
12) vier Halstücher von Kattun, eines mit röthlichen
Blumen, zwei mit schwarzen Blumen und eins mit
gelben Blumen, alle auf weißem Grunde, 13) ein
kattunenesTaschentuchmit weißen Blumen auf gel¬
bem Grunde, 14) ein kleines Notizbuch in schwarzem
Saffian-Einband, worin mit Bleistift der Name
„Wilhelm Chateau" geschriebensteht, 15) ein Feder¬
kopskissen mit Ueberzug von blaucarrirtem Nessel, 16)
ein leinenes Betttuch, mit G. gezeichnet,17) ein Paar
fast neue Stiefeln.

Ich ersuche einen Jeden, welcher über die Person
des Diebes oder über den Verbleib der gestohlenen

Gegenstände Auskunft zu geben vermag, sich bei mir
oder der nächsten Polizeibehörde zu melden.

Düsseldorf, den 9. Januar 1874.
Der UntersuchungsrichterII.: Greiß.

AH. 75. In der Nacht v.om 19. zum 20. Dezember
v. I. sind zu M.-Gladbach 7 Stück und ca. 6—7
Meter weiß-gelblicher Zanella gestohlen worden.

Ich ersuche einen Jeden, welcher über den Dieb
oder den Verbleib der gestohlenen Waare Auskunft
geben kann, mir oder der nächsten Polizeibehörde
hiervon Mittheilung zu machen.

Düsseldorf, den 5. Januar 1874.
Der Ober-Prokurator: v. Guerard.

MK. 84. Ein Hierselbst wegen Diebstahls zur Unter¬
suchung und Haft gezogenes flüchtiges Individuum
wird beschuldigt in der Nacht vom 7. zum 8. Januar
d. I. aus einem bewohnten Gebäude zu Düsseldorf
folgende Gegenständegestohlenzu haben: 1) eine
silberne Cylinderuhrmit Goldrand. Auf dem Ziffer¬
blatt sowohl als auch im Innern befindet sich der
Name des Uhrmachers Wilhelm zu Nuhrort und
geht dieselbe auf 8 Steinen, 2) einen Rock, eine Hose
und eine Weste von schwarzblauem wollenen Stoff,
3) einen braunen Ueberzieher mit Taillenschnitt und
zwei Reihen Knöpfe, 4) ein Paar Stiefel mit Schäf¬
ten, fast noch neu, 5) einen schwarzen getragenen Filzhut,
6) ein rundes rothledernes Portemonnaie, 7) eine
schwere silberne Spindeluhr mit gepreßtem silbernem
Zifferblatt.

Ich ersuche einen Jeden, welcher über den Ver¬
bleib dieser gestohlenen Sachen Auskunft geben
kann, sich bei mir oder der nächsten Polizeibehörde
zu melden.

Düsseldorf, den 10. Januar 1874.
Der Untersuchungsrichter I.: Löhmann.

Personal-Chronik.
AA. 17. Der zum Vice - Consul der Vereinigten
Staaten von Amerika in Barmen ernannte Herr
Ernst Greef zu Barmen ist in dieser Eigenschaft zu¬
folge Rescripts des Herrn Reichskanzlers vom 15.
Dezember v. I. anerkannt und zugelassen worden.
MO. 43. Zufolge Refcripts des Herrn Reichskanzlers
vom 13. Dezember v. I ist der zum General-Consul
der Republik Guatemala mit der Residenz in Aachen
ernannte Conrad Koep in dieser Eigenschaft anerkannt
und zugelassen worden.
DA. 76. Die in Folge des Ausscheidens des Bei¬
geordneten Brackel von der Stadtverordneten-Ver¬

sammlung zu Wülfrath unterm 12. v. Mts. vorge¬
nommene Wahl des Ackerers Peter Zassenhaus auf'm
Kostenberge zum Beigeordnetender Stadt Wülfrath
auf die gesetzliche Amtsdauervon 6 Jahren ist von
uns bestätigt.
A«. 85. Der seitherige zweite Beigeordnete der
Landbürgermeisterei Dülken Johann Peter Stapper
wird hierdurch für eine fernere 6 jährige Amtsdauer



zum zweiten Beigeordneten der Landbürgermeisterei
Dülken ernannt.
8?. 60. Dem ApothekerFriedrich Robert Better
aus Viersen ist die Concessionzur Uebernabme der
bisher von dem Apotheker I. Schütz zu Neuß be¬
triebenen Apotheke ertheilt worden.
88. 69. Dem Apotheker Franz Jacob Neuy zu
Clcve ist die Concession zur Führung der (Elephan¬
ten) Apotheke daselbst ertheilt worden.
8«x. 44. Den approbirten Hebammen Ehefrau Edu¬
ard Nötiger, Maria geb. Rittershaus, zu Oberhausen
und Ehefrau G. Schneider, Pauline Louise geb. Forst
zu Leichlingen ist die Concession zur Errichtung einer
Privat-Entbindungs-Anstalt an ihrem Wohnorte ertheilt
worden.

70. Dem Carl Anton Schmitz zu Rheydt ist
das Befähigungs-Zeugnißzur Ausübung der kleinen
chirurgischenHülfsleistungen und zum Ausziehen der
Zähne ertheilt.
KI- 71. Dem August Kemper zu Wald ist das
Befähigungs- Zeugniß zur Ausübung der kleinen
chirurgischen Hülfsleistungen und zum Ausziehen der
Zähne ertheilt.
AZ. 89. Dem seitherigen Progymnasiallehrer Wil¬
helm Esser ist die Erlaubniß ertheilt, die höhere
Schule zu Dormagen fortzuführen.
AS. 52. Personal - Veränderungen im Bereiche der

unterzeichneten Behörde pro 11. Semester 1873.
Die Bergassessoren Giesler und Müller sind aus

ihren Antrag aus dem Staatsdienste entlassen worden
und der Bergassessor Gilbert ist in Folge seiner Er¬
nennung zum Kaiserlichen Bergrevierbeamten und Berg¬
meister in Elsaß-Lothringenausgeschieden.Der frü¬
here concessionirte Markscheider Lüling ist zum Ober-
bergamts-Markscheider und der BerggeschworeneFroh¬
wein zum Bergrevierbeamten .und Bergmeister des
Reviers Dillenbürg ernannt, sowie der Assistent Kable
auf seinen Antrag aus dem Staatsdienste entlassenworden.

Bonn, den 5. Januar 1874.
KöniglichesOberbergamt.

AA. 73. In Bliedinghausen bei Remscheidt ist
eine Postagentur eingerichtetund die Verwaltung
derselben dem zum Postagentenangenommenen Gast¬
wirth Wiedenhoff daselbst übertragen worden.

Die Postexpeditionin Holten ist in eine Post-
gentur umgewandelt und die Verwaltung der letzte-
en dem zum PostagentenangenommenenGastwrrth

Rebbelmund daselbst übertragen worden.
Die Militär - Anwärter Dorr und Schroeren sind

als Postschaffner in Oberhausen bezw. Mülheim an
der Ruhr angestellt worden.

Düsseldorf, den 10. Januar 1874.
Der Kaiserliche Ober-Post-Director:I. V.-. S chmid t.
SS. 77. Personal-Veränderungen
im Bereiche der Kö ni gl ich en I n te n dan-

tur des 7. Armee-Corps.
Verabschiedungen: Mangelsdorf, Jntendan-

tur-Secretair von der Intendantur des 7. Armee-
Corps auf sein Ansuchen mit Pension in den Ruhe¬
stand versetzt.

Versetzungen: Rade, Intendantur-Secretair
von der Intendantur der 14. Division zu der Inten¬
dantur des 7. Armee-Corps. Müller, Jntendantur-
Secretariats-Assistentvon der Intendantur des 7.
Armee-Corps zu der Intendantur der 14. Division
Müller, Garnison-Verwaltungs-Ober-Jnspectorvon
Düsseldorf nach Breslau. Witowski, Garnison-Ver-
waltungs - Jnspector von Lübeck nach Düsseldorf.
Denecke, Lazareth-Jnspeetor von Wesel nach Cöln.
Seydemann, Lazareth-Jnspectorvon Cöln nach Wesel.
Heise, ControlführenderKasernen-Jnspectorin Mün¬
ster als Vorstand zur Garnison-Verwaltungin Saar-
gemünd.

Beförderungen: Miethuer, Feldwebel vom
Ostpreußischen Jäger-Bataillon Nr. 1 zum interimi¬
stischen Kasernen-Jnspector in Münster.

HSatente.
Sk- 47. Dem Heinrich Raetke zu Berlin ist unter
dem 3. Januar d. I. ein Patent

auf ein durch Zeichnung und Beschreibungnachgewie¬
senes Streckwerk an Wollspinnmaschinen

auf drei Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und
für den Umfang des preußischen Staats ertheilt
worden.
«7. 61. Dem Ingenieur C. O. Paget in Wien ist
unter dem 5. Januar 1874 ein Patent

auf eine Vorrichtung an Repetirgewehren zum
Fortbewegen der Patronen in der durch Modell,
Zeichnung und Beschreibungnachgewiesene An¬
ordnung

auf drei Jahre, von jenem Tage an gerechnet und
für den Umfang des preußischen Staats ertheilt
worden.

H. 88. Zusammenstellung
der in den öffentlichen Anzeigern Nr. 4 und 5 zur Besetzung angezeigten,

gegenwärtigvakanten Dienststellen - '
Bezeichnung

der
vakanten Dienststellen.

ehrerin an der Mädchenklasseder katholischen Volks¬
schule in Neuenhausen.

Einkommen
der Stelle jährlich.

250 Thaler und 20 Thaler Mieths¬
entschädigung.

Meldung
bis
zum

sofort

Nr. der
Bekannt¬
machung
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Bezeichnung
der

vakanten Dienststellen.

Einkommen
der Stelle jährlich.

Meldungbis

zum

Lehrerin an der 5. Knabenklasse der Volksschule in
Ratingcn.

Lehrer (unverheirathet) an der einklassigen evangel.
Volksschule in Hünxerwald.

Erster Lehrer an der zweiklassigen evangelischen Volks¬
schule in Hösel Pfarrgemeinde Linnep.

Lehrer an einer einklassigen evangelischen Schule in
Vörde bei Wesel.

Lehrerin an der gem. Unterklasse der katholischen
Volksschule in Burg an der Wupper.

Lehrer an der vierten Klasse der Schule in Karnap
(evangel. Gemeinde Unterbarmen.)

Lehrer oder Lehrerin an der Unterklasse der zwei-
klassigen evangel. Volksschule in Wanheim.

Zwei Aufseher am Königlichen Arresthause in
Elberfeld.

275 Thaler und zwei Zimmer im 3 l/1
Schulgebäude. j

300 Thaler incl. 50 Thaler Staats¬
zuschuß, nebst freier Wohnung
und Heizung.

350 Thaler, 36 Thaler für kirchl. 25/1
Dienst!., freie Wohnung und 5
Morgen Ackerland.

300 Thaler incl. Heizung rc., fr.
schöne Wohnung, Garten. 76
Are Acker, Nebenamt eines Orga¬
nisten 25 Thaler; außerdem 80
Thaler Zulage aus der Staats¬
kasse.

200 Thaler nebst freier Wohnung.

^400 kventl. 450 Thaler incl. Mieths
entschädigung.

185 Thaler und möblirte Woh
nung.

je 270 Thaler und 30 Thaler
Miethsentschädiguug.

2/2

4/2

j
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